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Die Bundesregierung hat am 31.7.2019 den 
Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2019 be-
schlossen und in das Gesetzgebungsverfahren 
eingebracht. Dabei ist u. a. geplant, als Ab-
wehrreaktion auf die Rechtsprechung des BFH 
die Auffassung der Finanzverwaltung gesetz-
lich zu normieren, dass der Ausfall einer Kapi-
talforderung oder der bei Ausbuchung eines 
Wertpapiers oder einer Kapitalforderung ent-
stehende Verlust im Privatvermögen steuerlich 
nicht (mehr) zu berücksichtigen ist. Zur Ver-
meidung von Umgehungsmöglichkeiten soll 
dies auch für die Veräußerung wertloser Wirt-
schaftsgüter gelten. Zwar hat sich der Bundes-
rat in seiner Stellungnahme vom 20.9.2019 
gegen eine solche Gesetzesänderung ausge-
sprochen. Sollte diese aber wie im Entwurf 
vorgesehen umgesetzt werden, besteht ggf. 
noch in diesem Jahr Handlungsbedarf.

Nach früherer Verwaltungspraxis waren Ver-
luste aus dem Ausfall von Darlehen im Privat-
vermögen natürlicher Personen steuerlich 
unbeachtlich. Lediglich im Sonderfall der Dar-
lehensgewährung durch GmbH-Gesellschaf-
ter an die Gesellschaft führte der Ausfall des 
Darlehens unter bestimmten Voraussetzun-
gen zu nachträglichen Anschaffungskosten 
auf die GmbH-Beteiligung. Diese konnten im 
Veräußerungs- oder Liquidationsfall zu 60 % 
steuerlich geltend gemacht werden. 

2017 erfuhr diese Verwaltungspraxis durch 
die Rechtsprechung des BFH eine umfas- 
sende Änderung. Mit Urteil vom 11.7.2017 
(Az. IX R 36/15) entschied er zunächst, dass 
infolge der Änderung des GmbH-Eigenkapital
ersatzrechtes durch das Gesetz zur Moderni-
sierung des GmbH-Rechts vom 23.10.2008, 
kurz MoMiG, die bisherige Rechtsgrundlage 
für eine Annahme von nachträglichen An-
schaffungskosten auf die GmbH-Beteiligung 
bei Ausfall eines Gesellschafterdarlehens ent-
fallen und die bisher hierzu ergangenen 
Rechtsprechungsgrundsätze nicht mehr anzu-
wenden seien. 

Darüber hinaus entschied er mit Urteil vom 
24.10.2017 (Az. VIII R 13/15), dass entgegen 
der Verwaltungsauffassung seit Anwendung 

der Abgeltungsteuer der Verlust aus dem 
Ausfall eines Darlehens im Privatvermögen 
analog einer Veräußerung zu behandeln und 
daher steuerlich zu berücksichtigen ist. Folg-
lich sind diese Verluste grundsätzlich mit sons-
tigen positiven Einkünften aus Kapitalvermö-
gen, bzw. im Fall eines Gesellschafterdarlehens 
eines mindestens zu 10 % beteiligten GmbH-
Gesellschafters auch mit positiven Einkünften 
aus anderen Einkunftsarten, ausgleichsfähig. 
Im letzten Fall ergibt sich daraus eine Besser-
stellung zur vorherigen Rechtslage. Diese be-
steht vor allem darin, dass ein Verlustausgleich 
nunmehr in voller Höhe des Darlehensausfalls 
und nicht nur in einem Umfang von 60 % im 
Wege nachträglicher Anschaffungskosten auf 
die GmbH-Beteiligung möglich ist. 

Nach den Plänen der Bundesregierung soll 
künftig die Uneinbringlichkeit eines Darle-
hens im Privatvermögen nicht als Veräuße-
rung gelten und damit ein entsprechender 
Verlust nicht steuerlich berücksichtigt werden 
(§ 20 Abs. 2 Satz 3 EStG-E). Gleiches gilt für 
einen Verlust aus einer tatsächlichen Veräuße-
rung einer wertlosen Forderung sowie für ver-
gleichbare Sachverhalte. Die Regelung soll 
erstmalig für Darlehensausfälle bzw. Veräuße-
rungen ab dem Veranlagungszeitraum 2020 
anzuwenden sein und würde damit auch Fälle 
erfassen, in denen das betroffene Darlehen 
bereits vor diesem Zeitpunkt gewährt wurde. 
Ungeklärt ist, nach welchen Kriterien eine 
Forderung als wertlos einzustufen ist.

Für den Sonderfall der gesellschaftsrechtlich 
veranlassten Gesellschafterdarlehen eines 
GmbH-Gesellschafters soll im Gegenzug  
bestimmt werden, dass entsprechende Aus-
fallverluste (wieder) als nachträgliche An-
schaffungskosten auf die GmbH-Beteiligung 
qualifizieren (§ 17 Abs. 2a EStG-E). Nur im 
Falle solcher Darlehen wäre dann noch eine 
steuerliche Berücksichtigung im Veräuße-
rungs- oder Liquidationsfall im Umfang von 
60 % möglich. Im Falle der Verabschiedung 
des Regierungsentwurfs wäre der neugere-
gelte Anschaffungskostenbegriff für Gesell-
schaftsanteilsveräußerungen bzw. -liquidati-
onen nach dem 31.7.2019 anzuwenden. 

Keine Änderungen ergeben sich in Bezug 
auf Gesellschafterdarlehen bei gewerblichen 
Personengesellschaften. 

Werden die geplanten Gesetzesänderungen 
umgesetzt, führen sie zu einer deutlichen 
Verschlechterung der Rechtsposition des 
Steuerpflichtigen bei Gewährung von Darle-
hen im Privatvermögen. Deshalb kann es 
sinnvoll sein, einen noch nicht final eingetre-
tenen Verlust aus privaten Darlehen noch im 
Jahr 2019 bspw. durch Veräußerung der 
wertlosen Forderung zu einem symbolischen 
Wert zu realisieren.

Dies gilt grundsätzlich auch für die Fälle 
wertgeminderter Gesellschafterdarlehen. 
Auf Basis des Regierungsentwurfs ist derzeit 
jedoch die (insoweit infolge der unterschied-
lichen Anwendungszeitpunkte eintretende) 
Konkurrenz der geplanten Neuregelungen 
zur Verlustberücksichtigung und zur An
nahme nachträglicher Anschaffungskosten 
unklar. Derartige Sachverhalte sind daher  
jeweils im Einzelfall zu prüfen.

Für künftige Darlehen kann es sinnvoll sein, 
diese über ein Betriebsvermögen, bspw. eine 
gewerblich geprägte Personengesellschaft, 
zu strukturieren. Da hieraus jedoch auch  
negative Auswirkungen im Hinblick auf  
die Besteuerung der laufenden Erträge aus 
der Forderung resultieren können (insbeson-
dere Tarifbesteuerung und Gewerbesteuer), 
kommt es auch hier auf den jeweiligen  
Einzelfall an. 

Kai Karcher
Steuerberater und Senior Manager bei Ebner 
Stolz in Stuttgart

Handlungsbedarf bei Verlusten aus dem Ausfall  
von Darlehen im Privatvermögen 
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Blick über den Tellerrand – Secondment bei  
Smith & Williamson in Irland

novus IM GESPRÄCH

Ebner Stolz ist Mitglied von Nexia Internatio-
nal, einem der weltweit führenden Netzwerke 
von unabhängigen Prüfungs- und Beratungs-
gesellschaften. So wird den Mandanten die 
Möglichkeit geboten, von den Leistungen der 
Netzwerkpartner mit mehr als 32.000 Mitar-
beitern in über 120 Ländern zu profitieren. 
Ebner Stolz kann dadurch aus einem grenz-
überschreitenden Erfahrungs- und Wissensre-
servoir schöpfen und den Mandanten auch 
bei grenzüberschreitenden Fragestellungen 
einen hohen Qualitätsstandard bieten.

Aber auch Mitarbeitern von Ebner Stolz bie-
tet das Nexia-Netzwerk einen hohen Mehr-
wert. Durch zeitlich begrenzte Secondments 
zu Nexia-Partnern im Ausland können Erfah-
rungen bei der Mandatsarbeit sowie im dor-
tigen Steuer- und Rechtssystem gesammelt 
werden. Persönliche Kontakte zu Kollegen 
im Nexia-Netzwerk werden geknüpft und 
nicht zuletzt bietet sich die Möglichkeit,  
andere Staaten in einer Arbeits- und Alltags-
situation kennenzulernen. 

Doch welche Herausforderungen und Chan-
cen kommen auf die entsandten Mitarbeiter 
zu? Welche Aufgaben können sie überneh-
men? Und wie kommt ein Secondment zu-
stande? Darüber haben wir uns mit Natalie 
Rominger, seit 1,5 Jahren Consultant in der 
Wirtschaftsprüfung bei Ebner Stolz, unter-
halten.   

Frau Rominger, Sie waren für ein  
Secondment in Dublin. Wie kamen Sie 
zu dieser Gelegenheit?

Bereits letztes Jahr reisten zwei Ebner Stolz- 
Mitarbeiter für ein paar Wochen nach  
Dublin, um unsere Nexia-Partner dort im  
Bereich der Wirtschaftsprüfung zu unterstüt-
zen. Smith & Williamson freute sich sehr 
über unsere Unterstützung und stellte auch 
in diesem Jahr wieder eine Anfrage. Da mein 
Interesse an einem kurzen Secondment in 
Irland sehr groß war, haben meine personal-
verantwortlichen Partner mich hierbei unter-
stützt. Zwei weitere Teamkolleginnen, die 
ebenfalls Interesse angemeldet hatten, reis-

ten ein paar Monate später ebenfalls für ein 
kurzes Secondment zu Smith & Williamson 
nach Dublin. 

Wie haben Sie sich auf den Aufenthalt  
in Dublin vorbereitet und wie lief die  
Betreuung vor Ort?

Da mein Secondment lediglich einen Zeit-
raum von sechs Wochen umfasste und in-
nerhalb der EU stattfand, war der organisa-
torische Aufwand gering. Meine Vorberei- 
tungen reduzierten sich auf die Beantragung 
einer A1-Bescheinigung für Dienstreisen im 
EU-Ausland und das Buchen der Flüge. Alles 
Weitere, die Anreise vom Flughafen und die 
Unterkünfte während meines Aufenthalts, 
wurden bereits vor meiner Anreise durch 
Smith & Williamson in Dublin organisiert.  

Wie wurden Sie während Ihres Second-
ments von den irischen Netzwerkpart-
nern betreut? 

Während der ersten Wochen hatte ich relativ 
wenig Kontakt zum Dubliner Büro, da ich 
mich mit einem weiteren Kollegen aus-
schließlich beim Mandanten vor Ort befand. 
Vor Anreise beim Mandanten wurden mir 
noch die zuständige Partnerin und der  
zuständige Manager vorgestellt, die ich bei 
Fragen oder Problemen jederzeit kontaktie-
ren konnte. Erst in den letzten beiden Wo-
chen konnte ich das Dubliner Team etwas 
näher kennenlernen. Ich wurde sehr herzlich 
begrüßt und auch in die gemeinschaftlichen 
Mittagessen in der Teamküche integriert. Zu-
dem erhielt ich zahlreiche Empfehlungen 
und Ratschläge bezüglich meiner Freizeitge-
staltung in Dublin, welche von mir gerne  
angenommen wurden. 

Wie ticken die Iren und wie sieht die  
Arbeitswelt in einer irischen Beratungs-
gesellschaft aus? 

Ich habe die Iren als sehr offene, gesellige, hu-
morvolle und hilfsbereite Menschen kennen-
gelernt. An ihre etwas entspanntere Arbeits-
einstellung gewöhnte ich mich sehr schnell. 

Offiziell arbeiten die Kollegen bei Smith & Wil-
liamson in Dublin 7,5 Stunden am Tag. Im 
Rahmen der Prüfung wird zudem deutlich we-
niger dokumentiert und abgelegt. Von den 
Mandanten wurden uns in der Regel Original-
belege zur Verfügung gestellt, welche im Ge-
gensatz zur Vorgehensweise in Deutschland 
häufig nicht gescannt und abgelegt wurden. 
Während dieses Verfahren eine deutliche Zeit-
ersparnis mit sich brachte, war auch Vorsicht 
geboten, dass keine Dokumente verloren gin-
gen und die Papierflut nicht durcheinanderge-
bracht wurde. Auch musste am Ende der Wo-
che alles wieder zurückgegeben werden, so 
dass man nicht die Möglichkeit hatte, einzelne 
Dokumente später nochmals anzuschauen.

Welche Aufgaben haben Sie während  
Ihres sechswöchigen Secondments bei 
Smith & Williamson übernommen? 

Meine Aufgabe bestand in der Jahresab-
schlussprüfung einer 4-Sterne-Hotelkette mit 
Locations in ganz Irland. Da wir pro Hotel 
jeweils eine Woche vor Ort verbrachten,  
bekam ich die Gelegenheit, verschiedene  
Orte in Irland kennenzulernen, während ich 
gleichzeitig das irische Essen in den haus
eigenen Restaurants und nach Feierabend 
die Wellnessbereiche der jeweiligen Hotels 
genießen konnte. Im Anschluss an die Jah-
resabschlussprüfungen der einzelnen Hotels 
verbrachte ich noch zwei Wochen im Dub
liner Büro mit der Konsolidierung der Grup-
pe und der Finalisierung des Berichtes zur 
Konzernabschlussprüfung.

Sie haben ein irisches Unternehmen ge-
prüft und mit irischen Mandanten und 
Kollegen zusammengearbeitet. Mit wel-
chen Situationen hatten Sie zu kämpfen, 
was hat Ihnen besondere Schwierigkei-
ten bereitet? 

Englische Fachbegriffe und der irische  
Akzent bildeten immer wieder echte Heraus-
forderungen. Aber sowohl meine irischen 
Kollegen als auch die Mandanten zeigten 
Verständnis und wiederholten gerne noch-
mal den letzten Sachverhalt für mich.
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Durch die Prüfung Ihres Mandanten an 
verschiedenen Hotelstandorten waren 
Sie viel unterwegs. Blieb dabei noch Zeit 
das Land zu erkunden? 

Da uns pro Hotel jeweils nur eine Woche  
zur Prüfung zur Verfügung stand, waren wir 
unter der Woche gut ausgelastet. Aber es 
blieben die Wochenenden, wo es mir freige-
stellt war, nach Hause zu fliegen, ein Hotel in 
Dublin zu beziehen oder bei meinem jeweili-
gen Mandanten vor Ort zu bleiben. In der 
Regel entschied ich mich für die dritte Opti-
on und besuchte die berühmten Pubs in  
Kilkenny, die Sehenswürdigkeiten von Cork 
und die Cliffs of Moher in der Nähe von  
Ennis. Auch zur Erkundung von Dublin und 
einer Tour durch die Old Jameson Destillery 
hatte ich dank eines verlängerten Wochen-
endes im Mai ausreichend Gelegenheit.

Was war Ihr schönstes Erlebnis und wel-
chen persönlichen und fachlichen Fort-
schritt haben Sie gemacht? 

Die Reisen an den Wochenenden haben mir 
sehr gefallen – vor allem der Ausflug an die 
Cliffs of Moher ist sehr zu empfehlen. Aber 
auch die Arbeit mit den irischen Kollegen hat 
Spaß gemacht. An das Konzept eines Groß-
raumbüros musste ich mich erst einmal  

gewöhnen, doch der ständige Kontakt zu 
den Kollegen in meinem Umfeld hatte auch 
Vorteile und erleichterte die Klärung von  
einzelnen Fragestellungen. Da ich in Irland 
zum ersten Mal in der Rolle einer Prüfungs-
leiterin eingesetzt wurde und auch einen  
mir zugeteilten Consultant betreute, bin  
ich auch fachlich an der Herausforderung 
gewachsen. 

Das Nexia Netzwerk ist sehr groß, wür-
den Sie erneut ein Secondment machen, 
wenn sich die Gelegenheit ergibt? Wel-
ches Land wäre hier interessant für Sie? 

Ich könnte mir sehr gut vorstellen in den 
kommenden Jahren nochmal ein paar Mo-
nate für einen Nexia-Partner zu arbeiten. Ein 
Secondment ist eine hervorragende Gele-
genheit international zu networken, neue 
Erfahrungen zu sammeln und fremde Kultu-
ren kennenzulernen. Neuseeland würde 
mich hier besonders reizen, zumal eine  
Kollegin, die dort bereits war, auch sehr  
positiv davon berichtet hat.

Durch die Zusammenarbeit mit Nexia-
Partnern kann Ebner Stolz Mandanten 
auf internationaler Ebene beraten. Wel-
che Vorteile sehen Sie hier für die Mitar-
beiter von Ebner Stolz? 

Ich erlebe die Vorteile vor allem in der  
Zusammenarbeit mit Teilbereichsprüfern im 
Rahmen von Konzernabschlussprüfungen. 
Die Zugehörigkeit zum Nexia-Netzwerk 
aber auch die Verpflichtung zu gemein
samen Standards erleichtern die Arbeit  
erheblich. Im beruflichen Alltag sehe ich  
die Vorteile speziell im internationalen  
Erfahrungsaustausch, der Stärkung von 
Sprachkenntnissen sowie dem Ausbau von 
persönlichen Beziehungen zu den Berufs-
kollegen im Ausland.

Wie ist Ihr Fazit, für welche Personen ist 
ein Secondment sinnvoll und was wür-
den Sie empfehlen? 

Ich denke, ein Secondment, speziell über  
einen so kurzen Zeitraum, verbunden mit  
minimalem organisatorischen Aufwand, ist 
für jeden Mitarbeiter eine lohnenswerte  
Erfahrung. Ich habe einen sehr guten Ein-
blick in die Arbeitsweise und die Unterneh-
menskultur von Smith & Williamson erhal-
ten. Mir hat mein Secondment in Irland sehr 
gefallen und ich kann es wärmstens weiter-
empfehlen. 
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UNTERNEHMENSBESTEUERUNG

Saisonwaren: Retrograde Ermittlung der Teilwertabschreibung 

Eine Teilwertabschreibung auf den Wert
ansatz fertiger Erzeugnisse und Waren kann 
im Wege der sogenannten „progressiven“, 
am Beschaffungsmarkt orientierten Metho-
de, aber auch nach der retrograden, am Ab-
satzmarkt orientierten Berechnungsmethode 
ermittelt werden. Mit einer Rückrechnung 
vom voraussichtlichen Veräußerungserlös 
kann der Werteverfall nachgewiesen wer-
den, wenn der Preis nicht mehr die Selbst-
kosten der Waren zuzüglich des durch-
schnittlichen Unternehmerlohns deckt. 

In seinem rechtskräftigen Urteil vom 
21.11.2018 (Az. 15 K 444/16 K,G,F,  
BB 2019, S. 687) führt das FG Münster dazu 
aus, dass bei den zu berücksichtigenden 
Selbstkosten im Einklang mit der Rechtspre-
chung des BFH (BFH-Urteil vom 29.4.1999, 
Az. IV R 14/98, BStBl. II 1999, S. 681) auch 
die zukünftig bis zur Veräußerung anfallen-
den Lagerkosten in die zu ermittelnden 
Selbstkosten einzubeziehen sind, auch wenn 
eine längere Lagerzeit als solche nicht geeig-
net ist, Rückschlüsse auf den Teilwert zu  
ziehen. Entgegen der Ansicht des Unterneh-
mens könne aufgrund der Rechtsprechung 

des BFH zur Ermittlung des „Soll-Rohertrags“ 
nicht auf einen durchschnittlichen Branchen-
wert abgestellt werden. Maßgeblich seien 
vielmehr immer die aus dem Unternehmen 
selbst kommenden betrieblichen Kennzah-
len der vergangenen Jahresabschlüsse. 

Anforderungen an ein elektronisches Fahrtenbuch

Der Entnahmewert für private Fahrten mit 
einem betrieblichen Fahrzeug kann nach  
den tatsächlich auf die Privatfahrten entfal-
lenden Aufwendungen ermittelt werden, 
wenn für das Fahrzeug ein ordnungsgemä-
ßes Fahrtenbuch geführt wird. Dazu sind  
die Fahrten zeitnah so zu erfassen, dass 
nachträgliche Einfügungen oder Änderun-
gen ausgeschlossen oder als solche erkenn-
bar sind. Neben dem Datum und dem Kilo-
meterstand sind auch die Fahrtziele und der 
konkrete Gegenstand der dienstlichen Ver-
richtung aufzuzeichnen. 

Dazu führt das FG Niedersachsen in sei- 
nem Urteil vom 23.1.2019 (Az. 3 K 107/18, 
DStRE 2019, S. 938) aus, dass die unmittel-
bare elektronische Erfassung der Fahrtwege 
eines betrieblichen Fahrzeugs durch ein 
technisches System allein nicht den Anforde-
rungen an ein ordnungsgemäßes Fahrten-
buch genügt. Hierfür ist nicht nur die zeitna-
he Erfassung der Bewegungsprofile, sondern 
auch des jeweiligen Anlasses der Fahrt unter 
anderem durch Angabe der aufgesuchten 
Kunden oder Geschäftspartner unverzicht-
bar, die Mitwirkung des Fahrers daher zwin-
gend erforderlich.

Hinweis: Das FG hatte erhebliche Zweifel, 
ob eine technische Lösung, die auch nach 
Jahren noch Änderungen zulässt, grund-
sätzlich als elektronisches Fahrtenbuch aner-
kannt werden kann. Die Richter mussten 
hierüber aber mangels Vollständigkeit der 
Aufzeichnungen nicht entscheiden. Gegen 
das Urteil wurde unter dem Az. VI B 25/19 
Revision beim BFH eingelegt.
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Investitionsabzugsbeträge einer Mitunternehmerschaft  
für Investitionen im Sonderbetriebsvermögen

Häusliches Arbeitszimmer

Mit Beschluss vom 15.11.2017 (Az. VI R 44/16, 
DStR 2018, S. 397) hatte der BFH entschie-
den, dass eine begünstigte Investition ge-
mäß § 7g EStG auch dann vorliegt, wenn 
bei einer Personengesellschaft der Investiti-
onsabzugsbetrag vom Gesamthandsgewinn 
abgezogen wurde und die geplante Investi-
tion innerhalb des dreijährigen Investitions-
zeitraums von einem ihrer Gesellschafter 

vorgenommen und in dessen Sonderbe-
triebsvermögen aktiviert wird. In einem sol-
chen Fall sei der in Anspruch genommene 
Investitionsabzugsbetrag im Wirtschaftsjahr 
der Anschaffung dem Sonderbetriebs
gewinn des investierenden Gesellschafters 
außerbilanziell hinzuzurechnen. Mit Schrei-
ben vom 26.8.2019 (Az. IV C 6 – S 2139-
b/07/10002-02, DStR 2019, S. 1819) weist 

das BMF die Finanzverwaltung an, diese  
Entscheidung über den Einzelfall hinaus  
anzuwenden. Das bisherige BMF-Schreiben 
vom 20.3.2017 (BStBl. I 2017, S. 423) zur 
Anwendung des § 7g EStG wird in den  
entsprechenden Passagen (Nr. 4 und 5)  
angepasst.

Die Aufwendungen für ein betrieblich genutz-
tes Arbeitszimmer, das sich in der privaten 
Wohnung befindet (häusliches Arbeitszim-
mer), können in dem in § 4 Abs. 5 Nr. 6b EStG 
geregelten Umfang als Betriebsausgaben  
berücksichtigt werden. Die finanzgerichtliche 
Rechtsprechung befasste sich mit Detailfra-
gen zum häuslichen Arbeitszimmer.

Keine Abziehbarkeit von Badrenovie-
rungskosten

Mit Urteil vom 14.5.2019 (Az. VIII R 14/15, 
DStR 2019, S. 1627) stellt der BFH klar, dass 
Kosten für den Umbau eines privat genutzten 
Badezimmers nicht zu den abziehbaren Auf-
wendungen für ein häusliches Arbeitszimmer 
gehören. Zwar seien Renovierungs- oder  
Reparaturaufwendungen ebenso wie z. B. 
Schuldzinsen, die Gebäude-AfA oder Müllab-
fuhrgebühren, die für das gesamte Gebäude 
anfallen, grundsätzlich nach dem Flächenver-
hältnis aufzuteilen und anteilig zu berücksich-
tigen. Allerdings hält der BFH Kosten für  
einen Raum, der ausschließlich bzw. mehr als 
in nur untergeordnetem Umfang privaten 
Wohnzwecken dient, nicht für anteilig  
abzugsfähig. Erfolgten Baumaßnahmen in 

Bezug auf einen privat genutzten Raum, seien 
keine allgemeinen Gebäudekosten gegeben, 
die nach dem Flächenverhältnis aufzuteilen 
und anteilig abzugsfähig sind.

Hinweis: Verfassungsrechtliche Einwände 
zur Nichtabziehbarkeit der Badrenovierungs-
kosten weist der BFH zurück. So sei u. a.  
keine verfassungswidrige Ungleichbehand-
lung mit Steuerpflichtigen zu erkennen, die 
in einer angemieteten Wohnung ein häusli-
ches Arbeitszimmer unterhalten. Zwar könn-
ten Renovierungskosten des Vermieters zu 
einer Mieterhöhung führen, die wiederum 
anteilig die Aufwendungen des häuslichen 
Arbeitszimmers erhöhen würden. Zu berück-
sichtigen sei jedoch, dass allein der Vermieter 
über die Durchführung einer Renovierung 
entscheide und die Möglichkeit des Umle-
gens der dadurch entstandenen Kosten auf 
den Mieter rechtlich beschränkt sei. 

Spekulationsfrist bei Überführung eines 
Arbeitszimmers in das Privatvermögen

In dem vom FG München mit rechtskräftigem 
Beschluss vom 14.1.2019 (Az. 15 V 2627/18) 
im Rahmen einer einstweiligen Verfügung  

zu entscheidenden Fall erwarb ein Steuer-
pflichtiger Anfang 2003 eine Eigentums-
wohnung, die er nach Ablauf der zehnjäh
rigen Spekulationsfrist im November 2013 
veräußerte. In der Wohnung nutzte er bis 
Ende 2011 ein Arbeitszimmer zu betrieb
lichen Zwecken. Dies hatte er entsprechend 
bilanziert. Danach überführte er das Arbeits-
zimmer in sein Privatvermögen. Im Hinblick 
auf den auf das Arbeitszimmer entfallenden 
Veräußerungsgewinn setzte das Finanzamt 
einen Gewinn aus privaten Veräußerungsge-
schäften an, da der Zehn-Jahreszeitraum in 
Bezug auf das Arbeitszimmer noch nicht ver-
strichen sei. Das FG München hält es jedoch 
für ernstlich zweifelhaft, ob das Arbeits
zimmer als Teil der Eigentumswohnung ein 
selbständiges Wirtschaftsgut im Sinne von  
§ 23 Abs. 1 Satz 2 i. V. mit Satz 1 Nr. 1 Satz 
1 EStG darstellen kann, mit der Folge, dass 
für das Arbeitszimmer ein eigener Fristlauf 
beginnt.

Hinweis: Es bleibt abzuwarten, wie das  
Gericht im Hauptsacheverfahren entschei-
den wird. 
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Vermögensübergabe gegen Versorgungsleistungen unter  
Ausschluss des Mehrbedarfs für ein Alten- oder Pflegeheim

Wurde in bis Ende 2007 vereinbarten Ver
mögensübertragungen geregelt, dass dem 
Übertragenden Versorgungsleistungen zu zah-
len sind, ist nach dem in diesen Altfällen regel-
mäßig anzuwendenden § 10 Abs.  1 Nr. 1a  
EStG a. F. zu differenzieren, ob es sich dabei 
um eine dauernde Last oder eine Leibrente 
handelt. Nur im Falle einer dauernden Last 
werden die Leistungen im vollen Umfang  
als Sonderausgaben berücksichtigt. Handelt 
es sich dagegen um eine Leibrente, ist der 
Sonderausgabenabzug auf die Höhe des  
Ertragsanteils begrenzt. 

Das FG Rheinland-Pfalz hatte über eine Re-
gelung in einem Altvertrag zu entscheiden, 
wonach dem Übertragenden ein monat
licher Beitrag zum Lebensunterhalt zu zah-
len ist, der zwar an die finanzielle Leistungs
fähigkeit des Übernehmenden und/oder  
den Unterhaltsbedarf des Übertragenden 
anzupassen ist. Eine Anpassung infolge des 
Mehrbedarfs wegen Verlassens der Woh-
nung, z. B. bei einer Unterbringung in einem 
Alten- oder Pflegeheim, wurde jedoch  
ausdrücklich ausgeschlossen. Laut Urteil  
des FG Rheinland-Pfalz vom 30.7.2019  
(Az. 5 K 2332/17) führt diese eingeschränk-
te Änderungsmöglichkeit der zu zahlenden 
Leistungen dazu, dass diese nicht (mehr) als 
dauernde Last, sondern als Leibrente zu  
beurteilen sind. 

Hinweis: In seiner Pressemitteilung vom 
28.8.2019 weist das FG Rheinland-Pfalz  
darauf hin, dass die Revision zugelassen 
wurde. Es sei noch nicht höchstrichterlich 
geklärt, ob die für eine dauernde Last erfor-
derliche Abänderbarkeit der Versorgungs-
leistungen auch dann angenommen werden 
kann, wenn ein Mehrbedarf wegen außer-
häuslicher Pflege ausgeschlossen ist.

Körperschaftsteuerbefreiung bei gewinn- und umsatzabhängi-
gen Kaufpreisforderungen

Zwar entsteht der Gewinn aus der Veräuße-
rung von Kapitalgesellschaftsanteilen grund-
sätzlich zum Veräußerungszeitpunkt, unab-
hängig davon, ob der vereinbarte Kaufpreis 
sofort fällig, in Raten zahlbar oder langfristig 
gestundet ist und wann dem Veräußerer der 
Verkaufserlös tatsächlich zufließt (Beschluss 
des Großen Senats des BFH vom 19.7.1993, 
BStBl. II 1993, S. 897). Bei gewinn- oder  
umsatzabhängigen Kaufpreisforderungen ist 
jedoch nach ständiger Rechtsprechung des 
BFH auf die Realisation des Veräußerungs-
entgelts abzustellen (z. B. BFH-Urteil vom 
27.10.2015, Az. VIII R 47/12, BStBl. II 2016, 
S. 600). 

Diese zu den Veräußerungsgewinnen nach 
§§ 16, 17 EStG ergangene Rechtsprechung 
findet laut Urteil des BFH vom 19.12.2018 
(Az. I R 71/16, DStR 2019, S. 1353) auch für 
Veräußerungsgewinne nach § 8b Abs. 2 KStG 
Anwendung. Damit sind zwar Zahlungen 
aufgrund gewinn- und umsatzabhängiger 
Kaufpreisforderungen Teil des Veräuße-
rungsgewinns, jedoch ist auf diese im Zeit-
punkt ihrer Realisation die dann geltende 
Fassung des § 8b Abs. 2 KStG anzuwenden. 

Hinweis: Im Streitfall wurden Kapitalgesell-
schaftsanteile per Kaufvertrag im Jahr 1999 
veräußert. Auf die neben einem fixen Betrag 
nach der Gewinn- und Umsatzentwicklung 
im Streitjahr 2009 zu zahlende Kaufpreisrate 
war die 95 %-ige Körperschaftsteuerbefrei-
ung nach § 8b Abs. 2 KStG anzuwenden. 
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Gewinn im Sinne von § 34a Abs. 2 EStG:  
Behandlung des Übernahmeergebnisses nach UmwStG

Der nicht entnommene Gewinn eines  
Betriebs oder Mitunternehmeranteils, für 
den die Thesaurierungsbegünstigung in  
Anspruch genommen werden kann, ist nach 
§ 34a Abs. 2 EStG der nach § 4 Abs. 1 Satz 1 
oder § 5 EStG ermittelte Gewinn vermindert 
um den positiven Saldo der Entnahmen und 
Einlagen des Wirtschaftsjahres. 

Laut Urteil des BFH vom 9.5.2019  
(Az. IV R 13/17, DStR 2019, S. 1801) sind 
hierbei außerbilanzielle Gewinnkorrekturen 
nicht zu berücksichtigen. Dies gilt nach  
Ansicht des BFH auch bei einem Übernah-
megewinn i. S. des § 4 Abs. 4 Satz 1  
UmwStG infolge des Vermögensübergangs 

von einer Kapitalgesellschaft auf eine  
Personengesellschaft. Dieser ist gemäß  
§ 4 Abs. 5 Satz 2 UmwStG grundsätzlich  
außerbilanziell um die offenen Rücklagen 
gemäß § 7 UmwStG zu kürzen. Da der Über-
nahmegewinn aber als Ganzes Bestandteil 
des innerbilanziellen Gewinns der Personen-
gesellschaft ist, ist er bei der Ermittlung des 
nicht entnommenen Gewinns zu berücksich-
tigen und nicht nur in Höhe des steuerpflich-
tigen Teils. Zwar werde der Übernahmege-
winn nicht unmittelbar nach § 4 Abs. 1 Satz 1 
oder § 5 EStG ermittelt. Als Gewinn eigener 
Art sei dieser aber dennoch Bestandteil des 
Betriebsvermögensvergleichs.

Hinweis: Im Rahmen der gesonderten und 
einheitlichen Feststellung der Besteuerungs-
grundlagen der Personengesellschaft sind 
auch die für die Thesaurierungsbegüns
tigung maßgeblichen Besteuerungsgrund
lagen festzustellen (§ 34a Abs. 10 Satz 1 
EStG). Der BFH führt in seinem Urteil dazu 
aus, dass dazu nicht der nicht entnommene 
Gewinn i. S. des § 34a Abs. 2 EStG als indivi-
duelle Saldogröße gesondert festzustellen 
sei, sondern die für die Ermittlung dieser  
Saldogröße erforderlichen individuellen  
Berechnungsfaktoren.

ARBEITNEHMERBESTEUERUNG

Steuerbefreiung von Arbeitgeberleistungen für Fahrten  
mit öffentlichen Verkehrsmitteln

Arbeitgeberleistungen sind seit 1.1.2019 
nach § 3 Nr. 15 EStG steuerbefreit, wenn sie 
gewährt werden

ff für Fahrten des Arbeitnehmers mit öffent-
lichen Verkehrsmitteln im Linienverkehr 
(Personenfernverkehr) zwischen Woh-
nung und erster Tätigkeitsstätte sowie

ff für alle Fahrten des Arbeitnehmers im  
öffentlichen Personennahverkehr.

Das BMF geht mit Schreiben vom 15.8.2019 
(Az. IV C 5 – S 2342/19/10007 :001,  
DStR 2019, S. 1814) u. a. darauf ein, inwie-
weit die Steuerbefreiung zu gewähren ist, 
wenn Fahrberechtigungen für den Personen-
fernverkehr auch für andere Fahrten als  
für Fahrten zwischen Wohnung und erster 
Tätigkeitsstätte genutzt werden können  
(gemischte Nutzung). 

Die nach § 3 Nr. 15 EStG steuerfreien Arbeit-
geberleistungen mindern den durch den  
Arbeitnehmer als Entfernungspauschale  
abziehbaren Betrag. Das BMF erläutert, wie 
der Minderungsbetrag z. B. bei Fahrberechti-
gungen mit einem mehrjährigen Gültigkeits-
zeitraum oder bei für alle Arbeitnehmer zu 
einem Pauschalpreis erworbenen Fahrbe-
rechtigungen zu ermitteln ist. 

Hinweis: Das BMF-Schreiben ist ab dem 
1.1.2019 anzuwenden. Aus Vereinfachungs-
gründen wird es jedoch nicht beanstan- 
det, wenn der Arbeitgeber für bis zum 
31.12.2019 erbrachte Leistungen i. S. d.  
§ 3 Nr. 15 EStG eine bisher durchgeführte 
Steuerpauschalierung fortführt. 
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Minderung des geldwerten Vorteils eines Dienstwagens  
nur für notwendige Kosten

Laut Rechtsprechung des BFH ist der geld-
werte Vorteil infolge der privaten Nutzung 
eines betrieblichen Fahrzeugs durch den  
Arbeitnehmer um die Zahlung eines Nut-
zungsentgelts an den Arbeitgeber zu min-
dern (z. B. BFH-Urteil vom 30.11.2016,  
Az. VI R 2/15, BStBl. II 2017, S. 1014). 

Das FG Münster entschied mit rechtskräftigem 
Urteil vom 14.3.2019 (Az. 10 K 2990/17 E, 
EFG 2019, S. 1083), dass aber nur solche 

Aufwendungen den geldwerten Vorteil  
des Arbeitnehmers aus der Privatnutzung 
mindern, die für den Arbeitnehmer aus 
rechtlichen oder tatsächlichen Gründen not-
wendig sind. Die Aufwendungen müssen 
entweder aus der Erfüllung einer arbeits
vertraglichen Bestimmung resultieren oder 
zur Inbetriebnahme des Fahrzeuges erfor-
derlich sein. 

Die vom Arbeitnehmer geltend gemachte 
Berücksichtigung von anteilig auf eine  
Garage entfallende Grundstückskosten als 
Abzugsposten bei der Berechnung des geld-
werten Vorteils lehnte das FG Münster je-
doch ab. Der Arbeitnehmer war im Streitfall 
nicht zur Unterbringung des Fahrzeugs  
in einer Garage verpflichtet, weshalb es  
sich um eine freiwillige Leistung des Arbeit-
nehmers handelte.

Übernahme von Steuerberatungskosten  
bei Nettolohnvereinbarung kein Arbeitslohn

Der BFH hat mit Urteil vom 9.5.2019  
(Az. VI R 28/17, DStR 2019, S. 1742) entschie-
den, dass die Übernahme von Steuerbera-
tungskosten des Arbeitnehmers durch den Ar-
beitgeber nicht zu Arbeitslohn führt, wenn der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer eine Netto-
lohnvereinbarung abgeschlossen haben und 
der Arbeitnehmer seine Steuererstattungsan-
sprüche an den Arbeitgeber abgetreten hat. 
Damit gibt der BFH explizit seine bisherige 
Rechtsprechung (BFH-Urteil vom 21.1.2010, 
Az. VI R 2/08, BStBl. II 2010, S. 639) auf.

Hinweis: Im Streitfall hatte der Arbeitgeber 
– ein inländisches Tochterunternehmen eines 
weltweit tätigen Konzerns – mit den nach 
Deutschland entsandten Arbeitnehmern des 
Konzerns Nettolohnvereinbarungen abge-

schlossen. Er übernahm die Kosten für die 
Erstellung der Einkommensteuererklärungen 
der entsandten Arbeitnehmer durch eine vom 
Konzern beauftragte Steuerberatungsgesell-
schaft. Die Arbeitnehmer traten ihre Steuerer-
stattungsansprüche an den Arbeitgeber ab. 

In seiner Entscheidung kommt der BFH zu 
dem Ergebnis, dass der Arbeitgeber die Steu-
erberatungskosten nicht zur Entlohnung der 
Arbeitnehmer, sondern in seinem ganz über-
wiegend eigenbetrieblichen Interesse über-
nommen hat. Aufgrund der mit den Arbeit-
nehmern abgeschlossenen Nettolohnverein- 
barungen war er verpflichtet, die Einkom-
mensteuer der Arbeitnehmer wirtschaftlich 
zu tragen. Durch die Einschaltung der Steu-
erberatungsgesellschaft wollte der Arbeitge-

ber eine möglichst weitgehende Reduzie-
rung der Einkommensteuern der Arbeit- 
nehmer und damit seiner eigenen Lohnkos-
ten erreichen. Die Arbeitnehmer hatten ihre 
Steuererstattungsansprüche an den Arbeit-
geber abgetreten. Für den BFH kam es ent-
scheidend darauf an, dass nur der Arbeitge-
ber von dem wirtschaftlichen Ergebnis der 
Steuerberatung profitieren konnte. 

Hinweis: In solchen Konstellationen stellt 
die Übernahme der Kosten für die Erstellung 
der Einkommensteuererklärungen keinen 
Arbeitslohn dar. Für den BFH kommt es  
dabei nicht darauf an, dass die Arbeitnehmer 
in dem konkreten Streitfall aus dem Ausland 
entsandt wurden. Die Entscheidung gilt glei-
chermaßen für reine Inlandssachverhalte.

Steuerliche Beurteilung eines Urlaubsabgeltungsanspruchs

Die Auszahlung eines Urlaubsabgeltungsan-
spruchs ist eine nachträgliche Lohnzahlung des 
Arbeitgebers, die als Arbeitslohn zu versteuern 
ist. Eine Einordnung als nicht steuerbaren Scha-
densersatzanspruch lehnt das FG Hamburg in 
seinem rechtskräftigen Urteil vom 19.3.2019 
(Az. 6 K 80/18, DStRE 2019, S. 1071) ab. Denn 

die Zahlung erfolge für die durch den Arbeit-
nehmer geleistete Arbeit und nicht wegen der 
Verletzung einer Arbeitgeberpflicht.

Hinweis: Auch lägen keine außerordentli-
chen Einkünfte vor. Ein Urlaubsabgeltungsan- 
spruch für mehrere Jahre sei keine Vergütung 

für eine mehrjährige Tätigkeit gemäß § 34  
Abs. 2 Nr. 4 EStG. Zu einem anderen Ergebnis 
kam das FG Münster im Fall der Vergütung von 
Überstunden, die in mehreren Jahren angefal-
len waren. Hier sei ein Entgelt für eine mehr-
jährige Tätigkeit gegeben (Urteil vom 23.5.2019, 
Az. 3 K 1007/18 E, EFG 2019, S. 1199).
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Anerkennung von Zeitwertkonten-Modellen bei Organen  
von Körperschaften

Gemäß BMF-Schreiben vom 8.8.2019  
(Az. IV C 5 - S 2332/07/0004:004, DStR 2019, 
S. 1750) sind Vereinbarungen über die Ein
richtung von Zeitwertkonten bei Mitgliedern 
des Vorstands einer Aktiengesellschaft oder 
GmbH-Geschäftsführern grundsätzlich lohn- 
bzw. einkommensteuerrechtlich anzuerken-
nen. Dies setzt allerdings voraus, dass der  
Arbeitnehmer nicht an der Gesellschaft betei-
ligt ist (so auch BFH-Urteil vom 22.2.2018, 
Az. VI R 17/16, DStR 2018, S. 1159).

Liegt eine Beteiligung des Organs an der Ge-
sellschaft vor, erkennt die Finanzverwaltung 
Vereinbarungen über die Einrichtung von Zeit-
wertkonten steuerlich nur an, wenn keine  
Beherrschung der Körperschaft gegeben ist. 
Fehlt es wie z. B. im Falle eines Minderheits-
Gesellschafter-Geschäftsführers an einer sol-
chen Beherrschung und ist somit nicht von  
einer verdeckten Gewinnausschüttung aus- 
zugehen, wird auch bei Beteiligung des  
Organs an der Körperschaft die Einrichtung 
von Zeitwertkonten steuerlich anerkannt. 

Hinweis: Ist das Organ an der Körperschaft 
beteiligt und beherrscht diese, liegt eine  
verdeckte Gewinnausschüttung vor und die 
Einrichtung von Zeitwertkonten wird steuer-
lich nicht anerkannt (so auch BFH-Urteil vom 
11.11.2015, Az. I R 26/15, BStBl. II 2016,  

S. 489).



novus STEUERRECHT

12

Keine Gewerbesteuerpflicht einer AG schweizerischen Rechts 
mit lediglich inländischen Vermietungseinkünften

Eine Kapitalgesellschaft gilt nach § 2 Abs. 2 
Satz 1 GewStG stets und in vollem Umfang 
als Gewerbebetrieb und ist somit gewer- 
besteuerpflichtig. Das FG Münster kommt  
jedoch in dem Fall einer Aktiengesellschaft 
nach schweizerischem Recht, die im Inland 
belegene Grundstücke und Gebäude vermie-
tet und verpachtet, zu einem anderen Ergeb-
nis (rechtskräftiges Urteil vom 12.4.2019,  
Az. 13 K 3645/16 G, EFG 2019, S. 1317). 

Zwar sei eine solche Gesellschaft nach den 
Grundsätzen des Typenvergleichs eine Kapi-
talgesellschaft i. S. d. § 2 Abs. 2 Satz 1 
GewStG, wenn für diese gemäß § 2 Abs. 1 
Satz 3 GewStG im Inland eine Betriebsstätte 
unterhalten werde. Nach Auffassung des  
Gerichts begründen jedoch inländische 
Grundstücke oder Gebäude, die lediglich  
vermietet oder verpachtet sind und nicht 
auch für eine gewisse Dauer zu unternehme-
rischen (Büro-)Zwecken genutzt werden,  
keine inländische Betriebsstätte. 

Hinweis: Da das FG Münster zu der Über-
zeugung kam, dass die AG im Inland kein 
Büro unterhielt, verneinte es die Gewerbe-
steuerpflicht. 

IMMOBILIENBESTEUERUNG

Keine erweiterte Grundstückskürzung bei Vermietung  
eines Hotels mit Betriebsvorrichtungen

Der BFH entschied mit Urteil vom 11.4.2019 
(Az. III R 36/15, DStR 2019, S. 1859), dass 
die erweiterte Kürzung des Gewerbeertrags 
nach § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG ausscheidet, 
wenn eine grundbesitzverwaltende GmbH 
neben einem Hotelgebäude auch Ausstat-
tungsgegenstände (Bierkellerkühlanlage, 
Kühlräume, Kühlmöbel für Theken- und Bü-
fettanlagen) mitvermietet, die als Betriebs-
vorrichtungen zu qualifizieren sind.

Die erweiterte Kürzung nach § 9 Nr. 1 Satz 2 
GewStG ist ausgeschlossen, wenn die Verwal-
tung oder Nutzung des eigenen Grundbesitzes 
die Grenzen der Gewerblichkeit überschreitet. 
Zum Grundvermögen gehören u. a. Gebäude-

bestandteile, nicht jedoch Betriebsvorrichtun-
gen (§ 68 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BewG). Die Ab-
grenzung erfolgt danach, ob die Vorrichtung 
im Rahmen der allgemeinen Nutzung des 
Gebäudes erforderlich ist oder ob sie unmit-
telbar der Ausübung des Gewerbes dient.  
Danach qualifizieren die streitbefangenen 
Ausstattungsgegenstände als Betriebsvorrich-
tungen, denn der eigentliche Betriebsvorgang 
der Bewirtung wäre ohne Bierkellerkühlan
lage, Kühlräume, Kühlmöbel für Theken- und  
Büfettanlagen nicht durchführbar. 

Hinweis: Eine andere Beurteilung ergebe 
sich nicht aus dem Urteil des BFH vom 
12.8.1982 (Az. III R 118/79, BStBl. II 1982,  
S. 782), in dem die in einem Hotel eingebau-
ten Bäder und Duschen nicht als Betriebs
vorrichtungen beurteilt wurden. Denn maß-
gebliches Differenzierungskriterium sei, ob 
ein Zusammenhang zwischen der zu beur
teilenden Anlage und dem ausgeübten  
Gewerbebetrieb besteht (Betriebsvorrich-
tung) oder ob die Anlage unabhängig von 
dem darin ausgeübten Gewerbebetrieb der 
Benutzung des Gebäudes als solches dient 
(keine Betriebsvorrichtung). 
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Grundstückskaufvertrag zwischen Gesellschaft und Gesellschafter

Gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 GrEStG unterliegt 
der Vertrag zwischen einer Gesellschaft und 
ihrem Gesellschafter, mit dem ein Anspruch 
des Gesellschafters auf Übertragung eines 
Grundstücks begründet wird, der Grunder-
werbsteuer. 

Führt der Erwerb des Grundstücks durch  
den Gesellschafter nicht zu Rechtsänderun-
gen seiner Gesellschafterstellung, richtet sich  
die Bemessungsgrundlage nach einem Urteil 
des BFH vom 20.2.2019 (Az. II R 28/15,  
DStR 2019, S. 1687) nach dem Wert der  

Gegenleistung. Der Ansatz des Grundbesitz-
werts komme mangels Erwerb des Grund-
stücks auf gesellschaftlicher Grundlage nicht 
in Betracht. 

Finanzierung eines Vermietungsobjekts:  
Umschuldung eines Fremdwährungsdarlehens 

Besteht ein Veranlassungszusammenhang 
mit der Anschaffung eines Vermietungs
objekts, können Schuldzinsen eines Darle-
hens bei den Einkünften aus Vermietung 
und Verpachtung abgezogen werden. Die-
ser Veranlassungszusammenhang setzt  
sich auch an einem Umschuldungsdar- 
lehen fort. Zu diesem Ergebnis kam der 
BFH bereits mit Urteil vom 6.12.2017  
(Az. IX R 4/17, BStBl. II 2018, S. 268),  
soweit die Valuta des Umschuldungsdarle-
hens nicht über den abzulösenden Rest-

darlehensbetrag hinausgeht und sich die 
Umschuldung im Rahmen einer marktüb
lichen Finanzierung bewegt.

Wird jedoch ein Fremdwährungsdarlehen, 
das zur Anschaffung eines Vermietungs
objekts verwendet wurde, mittels eines 
Umschuldungsdarlehens abgelöst, kön- 
nen laut Urteil des BFH vom 12.3.2019  
(Az. IX R 36/17, DStR 2019, S. 1800) die 
Zinsen nicht als Werbungskosten bei den 
Einkünften aus Vermietung und Verpach-

tung angesetzt werden, soweit das Darle-
hen zur Bezahlung des bei der Umschul-
dung realisierten Währungskursverlusts 
verwendet worden ist.

UMSATZSTEUER

Minderung der Bemessungsgrundlage bei Rabattgewährung  
in einer Leistungskette

Hat sich die Bemessungsgrundlage für einen 
steuerpflichtigen Umsatz geändert, muss der 
Unternehmer, der diesen Umsatz ausgeführt 
hat, den dafür geschuldeten Steuerbetrag 
berichtigen (§ 17 Abs. 1 Satz 1 UStG). Die 
Anwendung dieser Vorschrift ist gemäß 
rechtskräftigem Urteil des FG Münster vom 
28.3.2019 (Az. 5 K 2481/16 U, MwStR 2019, 
S. 678) nach richtlinienkonformer Auslegung 
für Lieferketten auf reine Inlandssachverhal-
te beschränkt. Beim Hersteller sei demnach 

die umsatzsteuerliche Bemessungsgrundlage 
nicht zu ändern, wenn die Leistung an den 
von der Rabattgewährung wirtschaftlich  
Begünstigten aufgrund einer an ihn ausge-
führten innergemeinschaftlichen Lieferung 
steuerfrei erfolgt.

Hinweis: Das FG Münster beschränkt damit 
die vom EuGH in der Rechtssache Elida Gibbs 
(Urteil vom 24.10.1996, Rs. C-317/94,  
BStBl. II 2004, S. 324) aufgestellten Grund

sätze auf inländische Lieferketten. Der durch 
das FG Münster entschiedene Fall wurde  
in der Literatur streitig diskutiert. Da die Ent-
scheidung rechtskräftig ist, ist zeitnah mit  
keiner Bestätigung durch den BFH zu rech-
nen. Unternehmern mit vergleichbaren Sach-
verhalten ist anzuraten, die weitere Rechts-
entwicklung zu beobachten. Eine Umsatz- 
steuerkürzung aufgrund der vorliegenden 
Entscheidung des FG Münster ist nicht mög-
lich. 
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Nachträgliche Entgelterhöhung bei Nichteinlösung  
von Prämienpunkten

Erbringt ein Programmmanager eines Kun-
denbindungssystems Verwaltungsleistungen 
an Partnerunternehmen, an die er auch  
Prämienpunkte verkauft, die die Partnerun-
ternehmen an ihre Kunden zur Einlösung 
beim Programmmanager ausgeben, stellt 
sich die Frage nach der Höhe des Entgelts 
der Verwaltungsleistungen, wenn ausge
gebene Prämienpunkte vergütungslos ent-
fallen. Laut Urteil des BFH vom 26.6.2019 
(Az. V R 64/17, DStR 2019, S. 1810) stellt die 
Zahlung des Partnerunternehmens für die 
Ausgabe der Prämienpunkte zunächst ein 
Entgelt von dritter Seite dar, welches erst im 
Zeitpunkt der Einlösung durch den Kunden 

direkt beim Programmmanager zur Umsatz-
besteuerung der dann ausgeführten Leis-
tung gegenüber dem Kunden führt. Verfal-
len die Prämienpunkte nach drei Jahren ohne 
Rückzahlungsverpflichtung gegenüber den 
Partnerunternehmen, führt dies dazu, dass 
sich das Entgelt für die Verwaltung der  
Kundenbindungsprogramme nachträglich 
erhöht. Die nachträgliche Entgelterhöhung 
und damit verbundene Nachversteuerungs-
pflicht auf Ebene des Programmmanagers ist 
auch nicht von einer entsprechenden Rech-
nungserteilung an die jeweiligen Partner
unternehmen abhängig.

Hinweis: Eine dieser Betrachtung entgegen-
stehende Umwidmung liegt nach Ansicht 
des BFH nicht vor, da die Zahlungen umsatz-
steuerlich neutral sind, und erst durch die 
Einlösung oder den Verfall eine umsatzsteu-
erliche Widmung erfahren. Auch Überlegun-
gen zu Mehrzweckgutscheinen, wonach erst 
die Einlösung eine Steuerbarkeit auslöst, 
greifen nach Ansicht des BFH nicht, da es  
in diesen Fällen an der Besonderheit der  
gesonderten Verwaltungsleistung fehle. 

In seinem Urteil vom 29.11.2018  
(Rs. C-548/17, Baumgarten Sports & More, 
DStR 2018, S. 2572) kommt der EuGH  
zu dem Ergebnis, dass bei Ratenzahlungen 
für eine Vermittlungsleistung die Umsatz-
steuer nicht bereits zum Zeitpunkt der Ver-
mittlung in vollem Umfang, sondern erst mit 
Ablauf des Zeitraums der geleisteten Zahlun-
gen entsteht. Der EuGH schlussfolgert dies 
aus Art. 64 Abs. 1 MwStSystRL, wonach es 
für die zahlungsbezogene Steuerentstehung 
ausreicht, dass Dienstleistungen zu aufein-
ander folgenden Abrechnungen oder Zah-
lungen Anlass geben. 

Diesen Rechtsgrundsätzen folgt nun der  
BFH in seinem Endurteil vom 26.6.2019  
(Az. V R 8/19, DStR 2019, S. 1745) und  
wendet dazu unmittelbar Art. 64 Abs. 1 
MwStSystRL an. Maßgeblich für die Frage 
der Steuerentstehung sei nicht § 13 Abs. 1 
Nr. 1 Buchst. a Sätze 2 und 3 UStG, wozu für 
die zahlungsbezogene Steuerentstehung 
wirtschaftlich teilbare Leistungen erforder-
lich wären. Bei der im Streitfall vorliegen- 
den Vermittlung eines Fußballspielers mit 
vereinbarter Ratenzahlung der Vergütung 

handelt es sich jedoch nicht um solche Teil-
leistungen. Da die Regelung in § 13 UStG 
nicht EU-rechtskonform ausgelegt werden 
könne, bejaht der BFH im Streitfall eine  
unmittelbare Berufung auf das Unionsrecht. 
Grundsätzlich bleibt es bei der Umsatz- 
versteuerung im Voranmeldungszeitraum 
der Leistungsausführung, lediglich bei  
Leistungen, die zu aufeinander folgenden 
Abrechnungen oder Zahlungen Anlass ge-
ben (mit Ausnahme von Lieferungen mit  
vereinbartem Ratenkauf) gelten diese nach  
Art. 64 Abs. 1 MwStSystRL erst zu diesem 
Zeitpunkt bewirkt. Hierfür genüge es, wenn 
eine Vermittlungsleistung nach der Dauer-
haftigkeit des vermittelten Erfolges, vorlie-
gend dem Verbleib des Spielers im Verein, 
vergütet würde. Auf eine wirtschaftlich teil-
bare Leistung komme es hingegen nicht an. 

Hinweis: Auch in anderen Fällen einer nicht 
teilbaren Leistung, bei der die Zahlung in  
Raten vereinbart wurde, sollte eine unmittel-
bare Berufung auf das Unionsrecht und der 
damit einhergehenden zahlungsbezogenen 
Steuerentstehung geprüft werden. Die Ver-
einbarung von Ratenzahlungen allein dürfte 
hierfür jedoch nicht ausreichend sein, so  
waren im Urteilsfall die ausstehenden Zah-
lungen vom Eintritt weiterer Bedingungen 
abhängig. 

Besteuerung einer ratenweise vergüteten Vermittlungsleistung
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Keine Steuerbefreiung von spezialisiertem Unterricht

Nach § 4 Nr. 21 Buchst. a UStG sind un- 
mittelbar dem Schul- und Bildungszweck 
dienende Leistungen privater Schulen und 
anderer allgemein- oder berufsbildender  
Einrichtungen umsatzsteuerfrei. Auf Vorlage 
des BFH entschied der EuGH mit Urteil vom 
14.3.2019 (Rs. C-449/17, A & G Fahrschul-
Akademie, DStR 2019, S. 620), dass Fahrun-
terricht zum Erwerb der Fahrerlaubnisse für 
Kfz der Klassen B und C1 nicht unter die ent-
sprechende unionsrechtliche Steuerbefrei-
ung fallen. Diese Rechtsauffassung hat der 
BFH nun mit seinem Endurteil vom 23.5.2019 
(Az. V R 7/19, DStR 2019, S. 1748) bestätigt. 

Hinweis: Noch anhängig beim EuGH ist  
die Vorlage des BFH vom 27.3.2019  
(Az. V R 32/18, DStR 2019, S. 986), zur  
Frage, ob Schwimmunterricht unter die 
Steuerbefreiung fällt. In diesem Vorlagebe-
schluss bejaht der BFH die Anwendbarkeit 
der Steuerbefreiung und verdeutlicht die  
Unterschiede zwischen Schwimm- und Fahr-
schulunterricht. 

Mit dem sog. Jahressteuergesetz 2019,  
das sich derzeit im Gesetzgebungsverfahren 
befindet, soll eine entsprechende Einschrän-
kung der Steuerbefreiung auf Unterricht  
im allgemein- und berufsbildenden Bereich 
mit Wirkung ab 1.1.2021 gesetzlich geregelt 
werden. Zudem sollen von der Steuerbefrei-
ung Einrichtungen ausgeschlossen werden, 
die mit Gewinnerzielungsabsicht tätig sind. 
Dies könnte zu einer Verteuerung von  
Weiterbildungskursen führen, die mit der 
derzeitigen beruflichen Tätigkeit nicht in  
Zusammenhang stehen. 

Vorsteuerabzug aus Bewirtungsaufwendungen bei Verstoß  
gegen Aufzeichnungspflichten?

Ein Verstoß gegen die einkommensteuerli-
chen Aufzeichnungspflichten für Bewirtungs-
aufwendungen führt nicht automatisch zur 
Versagung des Vorsteuerabzugs. Dies ent-
schied das FG Berlin-Brandenburg mit rechts-
kräftigem Urteil vom 9.4.2019 (Az. 5 K 
5119/18, DStRE 2019, S. 1088). Nach den 
Ausführungen des Gerichts ist vielmehr ent-
scheidend, ob die unternehmerische Verwen-

dung der Bewirtungsleistungen nachgewie-
sen und die Aufwendungen als angemessen 
beurteilt werden könnten. 

Hinweis: Das FG Berlin-Brandenburg hält die 
Versagung des Vorsteuerabzugs allein wegen 
der Nichteinhaltung von einkommensteuerli-
chen Formvorschriften für eine mit dem 
mehrwertsteuerrechtlichen Neutralitätgrund-

satz nicht zu vereinbarende Belastung des 
Steuerpflichtigen, zumal die erforderlichen 
Aufzeichnungen durch den Steuerpflichtigen 
nachgeholt wurden. In der Literatur werden 
hierzu unterschiedliche Ansichten vertreten, 
eine höchstrichterliche Klärung durch den 
BFH steht noch aus. Da die finanzgerichtliche 
Entscheidung rechtskräftig ist, ist hiermit  
zeitnah nicht zu rechnen. 

Vorsteuerabzug von Drittlands-Unternehmern  
nur bei Gegenseitigkeit

Ist ein Unternehmer nicht im Gemeinschafts-
gebiet ansässig, wird die Vorsteuer gemäß  
§ 18 Abs. 9 Satz 4 UStG nur vergütet, wenn 
in dem Land, in dem der Unternehmer seinen 
Sitz hat, keine Umsatzsteuer oder ähnliche 
Steuer erhoben oder im Fall der Erhebung  
im Inland ansässigen Unternehmern vergütet 
wird (sog. Gegenseitigkeit). Diese Einschrän-
kung zur Gegenseitigkeit findet gemäß  
§ 15 Abs. 4b UStG unter den dort genannten 

Voraussetzungen auch im allgemeinen  
Besteuerungsverfahren Anwendung, wie der 
BFH mit Urteil vom 22.5.2019 (Az. XI R 1/18) 
ausführt. Danach ist für Drittlands-Unterneh-
mer, die die Umsatzsteuer nur aufgrund  
von § 13b UStG-Eingangsumsätzen schul-
den, der Vorsteuerabzug im Veranlagungs-
verfahren bei fehlender Gegenseitigkeit aus-
geschlossen. 

Hinweis: Die in § 15 Abs. 4b UStG geregelte 
Einschränkung für Drittlands-Unterneh- 
mer gilt nur, wenn diese im Inland die  
Umsatzsteuer allein aufgrund von Reverse 
Charge-Eingangsumsätzen erbringen. Wer-
den hingegen in Deutschland steuerbare  
und steuerpflichtige Ausgangsumsätze  
erbracht, für die der Drittlands-Unternehmer 
die Umsatzsteuer schuldet, bestehen nach  
§ 15 Abs. 4b UStG keine Beschränkungen  
für den Vorsteuerabzug.



novus STEUERRECHT

16

Mittelbare Schenkung – keine Begünstigung als Betriebsvermögen 

Die erbschaft- und schenkungsteuerliche Be-
günstigungen für den Erwerb von Betriebs-
vermögen nach § 13a ErbStG sind nur zu 
gewähren, wenn es sich bei dem erworbe-
nen Vermögen sowohl auf Seiten des Erb
lassers bzw. Schenkers als auch auf Seiten 
des Erwerbers um begünstigtes Betriebs
vermögen handelt. Mit dieser Begründung 
versagte der BFH mit Urteil vom 8.5.2019 

(Az. II R 18/16, DStR 2019, S. 1573) die  
Anwendung der Begünstigungen bei der  
Zuwendung von Geld zum Erwerb eines  
Betriebs. 

Da es sich bei der Geldzuwendung im Streit-
fall um den Vorerwerb handelte, führte  
der BFH weiter aus, dass bei der Zusammen-
rechnung nach § 14 Abs. 1 S. 1 ErbStG der 

Vorerwerb dem letzten Erwerb mit dem  
materiell-rechtlich zutreffenden Wert hinzu-
zurechnen ist. Es bestehe keine Bindung an 
eine für den Vorerwerb bereits ergangene 
Steuerfestsetzung. Demgemäß sei eine zuvor 
zu Unrecht abgezogene sachliche Steuerbe-
freiung bei der Besteuerung des Vorerwerbs 
im Rahmen der Zusammenrechnung nicht zu 
berücksichtigen.

ERBSCHAFTSTEUER

Bundesregierung beschließt ErbStR 2019

Die Bundesregierung hat am 21.8.2019 den 
Entwurf der Erbschaftsteuerrichtlinien 2019 
(ErbStR 2019) beschlossen und dem Bun-
desrat zugeleitet. Dieser könnte in einer 
seiner nächsten Sitzungen die erforderli-
che Zustimmung erteilen. 

Anzuwenden sein sollen die neuen ErbStR 
auf alle Erwerbsfälle, für die die Steuer nach 
dem 21.8.2019 (Tag des Kabinettbeschlus-
ses) entsteht. Sie sollen allerdings auch für 
Erwerbsfälle gelten, für die die Steuer vor 
dem 22.8.2019 entstanden ist, soweit sie 

geänderte Vorschriften des ErbStG und des 
BewG betreffen, die vor dem 1.5.2019 anzu-
wenden sind.

Hinweis: Wie bereits im Entwurf des BMF 
vom 20.12.2018 ausgeführt, wird daran fest-
gehalten, dass junges Verwaltungsvermögen 
nicht nur durch Einlage von Verwaltungsver-
mögen innerhalb von zwei Jahren, sondern 
auch durch Anschaffung oder Herstellung 
aus betrieblichen Mitteln innerhalb dieses 
Zeitraums entsteht (R E 13b.27 Satz 2 ErbStR 
2019). Ebenso wurden die von Wirtschafts-

verbänden und Beratern (so auch Weber/
Schwind, ZEV 2019, S. 56, 61) kritisierten 
Vorgaben zur Ermittlung von Verwaltungs
vermögen im Rahmen einer Verbundver
mögensaufstellung beibehalten. So wird u. a. 
eine Kürzung von Forderungen und Verbind-
lichkeiten, die sich zwischen Gesamthands-
vermögen und Sonderbetriebsvermögen  
einer Personengesellschaft gegenüberstehen, 
abgelehnt, weil es sich nicht um eine Betei
ligung handele (R E 13b.29 Abs. 5 Satz 6 
ErbStR 2019). 
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Steuerbefreiung bei Übergang des Familienheims im Erbfall

Geht die vom Erblasser bis zum Erbfall  
für eigene Wohnzwecke genutzte Immo- 
bilie durch Erwerb von Todes wegen auf  
dessen Kinder über, ist der Erwerb nach  
§ 13 Abs. 1 Nr. 4c ErbStG erbschaftsteuer-
frei, soweit die Wohnfläche der Wohnung 
200 qm nicht übersteigt und die Wohnung 
beim Erwerber unverzüglich zur Selbstnut-
zung zu eigenen Wohnzwecken bestimmt ist 
(sog. Familienheim). Der BFH hatte mit Urteil 
vom 28.5.2019 (Az. II R 37/16, DStR 2019,  
S. 1571) darüber zu entscheiden, in welchen 
Fällen von einer unverzüglichen Selbstnut-
zung durch den Erwerber auszugehen ist. 

Unverzüglich in diesem Sinne setze eine 
Selbstnutzung ohne schuldhaftes Zögern des 
Erwerbers voraus, worunter ein Zeitraum von 
sechs Monaten nach einem Erbfall zu verste-
hen sei. Eine Steuerbefreiung bei späterem 
Einzug sei zwar nicht ausgeschlossen, erfor-
dere aber, dass der Erwerber darlegt und 
glaubhaft macht, warum ihm aus Gründen, 
die er nicht zu vertreten hat, die Selbstnut-
zung nicht früher möglich war. Umstände im 
Einflussbereich des Erwerbers, wie im Streit-
fall Renovierungsarbeiten, seien nur unter be-
sonderen Voraussetzungen nicht dem Erwer-
ber anzulasten. Dies käme z. B. in Betracht, 
wenn sich die Renovierung deshalb über  

einen längeren Zeitraum erstreckt, weil nach 
Beginn der Arbeiten gravierende Mängel der 
Wohnung entdeckt werden. 

Hinweis: Im Streitfall wurden die Reno
vierungsarbeiten jedoch erst mehr als zwei 
Jahre nach dem Todesfall und mehr als sechs 
Monate nach Abschluss eines Vermächt
niserfüllungsvertrags und der Eintragung  
des Klägers im Grundbuch begonnen. Diese 
Verzögerung rechnete der BFH dem Einfluss-
bereich des Klägers zu und versagte die 
Steuerbefreiung. 

Eine Zahlung, die ein vom Vorerben Beschenk-
ter zur Abwendung eines Herausgabean-
spruchs wegen beeinträchtigender Schen-
kung leistet, wird zur Erhaltung des Erwerbs 
geleistet. Zu diesem Ergebnis kommt das  

FG Münster in seinem Urteil vom 14.2.2019 
(Az. 3 K 1237/17, EFG 2019, S. 730). Die  
Abfindungszahlung könne damit als Nachlass-
verbindlichkeit von der schenkungsteuerlichen 
Bemessungsgrundlage abgezogen werden.

Hinweis: Gegen das Urteil wurde Revision 
beim BFH eingelegt (Az. II R 24/19).

Abfindungszahlung wegen beeinträchtigender Schenkung: 
Nachlassverbindlichkeit?

Mit Urteil vom 8.11.2018 (Az. 7 K 3022/17, 
EFG 2019, S. 455) entschied das FG Köln, 
dass auch die in der Zeit vom 1.7.2016 bis 
zum 9.11.2016 eingetretenen Erbfälle der 
Erbschaftsteuer unterliegen und stellte klar, 
dass die Verzögerungen im Gesetzgebungs-
verfahren zur Reform der Erbschaftsteuer 
nicht zu einer Steuerpause geführt haben. 

Im Streitfall erwarb die Klägerin im August 
2016 durch Erbschaft ein Barvermögen, wel-
ches das Finanzamt der Erbschaftsbesteue-
rung unterwarf. Hiergegen wandte die Klä-
gerin ein, dass im maßgeblichen Zeitpunkt 

kein wirksames Erbschaftsteuergesetz be-
stand, weil der Gesetzgeber nicht rechtzeitig 
dem Auftrag des Bundesverfassungsgerichts 
zur verfassungskonformen Regelung bis spä-
testens 30.6.2016 nachgekommen sei. Die 
Kölner Richter befanden die Erbschaftsteuer-
festsetzung hingegen für rechtmäßig. Der 
Gesetzgeber habe mit dem am 9.11.2016 im 
Bundesgesetzblatt verkündeten ErbStAnpG 
2016 eine umfassende und wirksame Rechts- 
grundlage für die Besteuerung von Erbfällen 
und Schenkungen ab dem 1.7.2016 getrof-
fen. Die rückwirkende Anwendung entfalte 
zwar eine echte Rückwirkung. Diese sei  

jedoch insb. unter Berücksichtigung der  
Gesamtumstände des Gesetzgebungsver-
fahrens zum ErbStAnpG ausnahmsweise ver-
fassungsrechtlich zulässig. 

Hinweis: Gegen das Urteil ist beim Bundes-
finanzhof unter dem Az. II R 1/19 die Revi
sion anhängig.

Keine Steuerpause bei der Erbschaftsteuer wegen  
verzögerter Reform
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Laut rechtskräftigem Urteil des FG Bremen 
vom 15.5.2019 (Az. 1 K 59/18 (3), EFG 2019, 
S. 1393) ist eine Kommanditgesellschaft  
ohne gewerbliche Prägung im Verhältnis  
zu einer Schwester-Kommanditgesellschaft 
eine nahestehende Person, wenn beide  
Gesellschaften von einer natürlichen Person 
beherrscht werden. Die Kapitaleinkünfte, 
welche die Kommanditgesellschaft ohne ge-

werbliche Prägung für eine verzinsliche Kapi-
talüberlassung erzielt, können somit nicht 
mit dem Abgeltungsteuersatz versteuert 
werden.  

Zu einem anderen Ergebnis kam das  
FG Münster mit Urteil vom 28.2.2019  
(Az. 3 K 2547/18 E). Demnach liegt kein  
Nahestehen vor, welches die Anwendung 

der Abgeltungsteuer ausschließt, wenn  
natürliche Personen Zinserträge aus einer 
Forderung gegenüber einer KG haben und 
die natürlichen Personen Stifter einer Stif-
tung sind, die wiederum die Anteile an der 
KG hält. Dabei sieht es das Gericht auch als 
unerheblich an, wenn die natürlichen Perso-
nen im Stiftungsvorstand vertreten sind. 

Mit BMF-Schreiben vom 18.12.2018 wur-
den die deutschen Kreditinstitute darauf 
hingewiesen, dass der Antrag auf Erteilung 
einer Ansässigkeitsbescheinigung natür
licher Personen zur Vorlage bei ausländi-
schen Steuerverwaltungen eine unbefugte 
Hilfeleistung in Steuersachen darstellt. Die-
se vom zuständigen deutschen Finanzamt 
auszustellende Ansässigkeitsbescheinigung 
ist erforderlich, um bei der ausländischen 

Steuerbehörde die Erstattung von nicht  
im Rahmen der inländischen Besteuerung 
angerechneter ausländischer Quellensteuer 
geltend machen zu können. 
Die inländischen Kreditinstitute sind somit 
aufgrund des o. g. BMF-Schreiben ange
halten, diese Tätigkeiten für ihre Kunden 
einzustellen. Kreditinstitute gehen nunmehr 
dazu über, allen Kunden die entsprechen-
den Unterlagen mit Angabe der Besteue-

rungsgrundlagen unterjährig, z. B. nach der 
Ausschüttung, zuzusenden, damit diese 
sich selbst um die Bescheinigung des Wohn-
sitzfinanzamtes sowie die Weiterleitung an 
die ausländische Steuerbehörde kümmern. 

Hinweis: Gerne unterstützen wir Sie bei der 
Einholung der Bescheinigung des Wohnsitz-
finanzamtes sowie deren Weiterleitung an 
die ausländischen Steuerbehörden.

Abgeltungsteuer: Nahestehende Personen  
bei Personengesellschaften

Rückerstattung ausländische Quellensteuer  
bei natürlichen Personen

Gewinnausschüttungen unterliegen beim  
Anteilseigner nicht der Abgeltungsteuer, 
wenn er an der Kapitalgesellschaft unter- 
nehmerisch beteiligt ist und einen Antrag  
auf Regelbesteuerung spätestens zusammen 
mit der Einkommensteuererklärung stellt  
(§ 32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 4 EStG). Diese Frist 
gilt laut Urteil des BFH vom 14.5.2019  
(Az. VIII R 20/16, DStR 2019, S. 1736) auch, 
wenn nachträglich eine verdeckte Gewinn-
ausschüttung (vGA) festgestellt wird. Soll hier
auf die anteilige Steuerfreistellung nach dem 
sog. Teileinkünfteverfahren zur Anwendung 
kommen, sei vorsorglich ein Antrag auf Re-

gelbesteuerung zu stellen. Die Möglichkeit 
einer Wiedereinsetzung gemäß § 110 AO 
wegen der irrtümlichen Annahme, keine Ka-
pitalerträge in Gestalt einer vGA erzielt zu ha-
ben, schließt der BFH aus. Mit dieser Rechts-
auffassung schließt der BFH an seine bisherige 
Rechtsprechung an (BFH-Urteil vom 28.7.2015, 
Az. VIII R 50/14, BStBl. II 2015, S. 894).

Hinweis: Im Streitfall bezog der Alleingesell-
schafter-Geschäftsführer in den Streitjahren 
Gehalts- und Tantiemezahlungen sowie  
Honorare für Beratungsleistungen. Im Rah-
men der Einkommensteuererklärungen für 

die Streitjahre stellte er Anträge auf Güns
tigerprüfung, jedoch keine Anträge auf Re-
gelbesteuerung. Im Rahmen einer Außen-
prüfung wurden Teile der Zahlungen der 
Kapitalgesellschaft an den Gesellschafter als 
vGA gewertet. Nachträglich gestellte Anträ-
ge auf Regelbesteuerung ließ das Finanzamt 
unberücksichtigt und unterwarf die vGA 
zwar nach der Günstigerprüfung der tarif
lichen Einkommensteuer, gewährte jedoch 
keine anteilige Steuerfreistellung nach dem 
Teileinkünfteverfahren. Dieser Rechtsauffas-
sung stimmte der BFH zu.  

BESTEUERUNG VON PRIVATPERSONEN

Abgeltungsteuer: Frist auf Antrag auf Regelbesteuerung  
bei verdeckten Gewinnausschüttungen 
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Mit Urteil vom 27.2.2019 (Az. I R 73/16,  
BStBl. II 2019, S. 394) vollzog der BFH einen 
Rechtsprechungswandel und bejaht eine Ein-
künftekorrektur gemäß § 1 Abs. 1 AStG bei 
im Konzern begebenen Darlehensforderun-
gen nicht mehr nur dann, wenn ein nicht 
fremdüblicher Darlehenszins vereinbart wur-
de (so noch BFH-Urteil vom 24.6.2015,  
Az. I R 29/14), sondern auch bei Verzicht auf 
die Rückzahlung eines unbesicherten Darle-
hens. Zudem hält der BFH nicht mehr daran 
fest, dass in dem sog. Konzernrückhalt eine 
fremdübliche Besicherung des Darlehensan-
spruchs gesehen werden könnte (vgl. auch 
novus Juli 2019, S. 23).  

Hinweis: Durch diese neue Rechtsauffassung 
des BFH haben sich die Anforderungen an Fi-
nanzierungen zwischen in- und ausländischen 
Konzerngesellschaften für deren steuerliche 
Anerkennung deutlich erhöht. So genügt es 
nicht mehr, nur eine dem Fremdvergleichs-
grundsatz entsprechende Zinssatzhöhe zu ver-
einbaren. Vielmehr müssen alle Vertragsbedin-
gungen dem Fremdvergleich standhalten.  

In weiteren Urteilen vom 27.2.2019, die nun 
veröffentlicht wurden, bestätigt der BFH  
seinen Rechtsprechungswandel. So bejaht er 
eine Einkünftekorrektur nach § 1 Abs. 1 AStG 
hinsichtlich der Teilwertabschreibung auf ein 
Darlehen an eine Konzerngesellschaft mit 
nicht ausreichender Besicherung sowie hin-
sichtlich der Bildung einer Rückstellung für die 
Inanspruchnahme aus einer Bürgschaft für ein 
Darlehen einer Konzerngesellschaft (Az. I R 

81/17). Ebenso steht laut BFH einer Einkünfte-
korrektur nach § 1 Abs. 1 AStG nicht die im 
DBA enthaltene, dem Art. 9 Abs. 1 OECD-MA 
entsprechende Regelung entgegen, wenn 
unbesicherte Forderungen aus Lieferungen an 
eine ausländische Tochtergesellschaft aus
gebucht bzw. deren Teilwert berichtigt wird 
(Az. I R 51/17, DStR 2019, S. 1857). 

Hinweis: Der BFH sieht in den entschiedenen 
Fällen, die eine Konzernforderung gegen-
über einer österreichischen sowie einer chi-
nesischen Konzerngesellschaft betreffen, 
durch die Anwendung der Einkünftekorrek-
tur nach § 1 Abs. 1 AStG keine Verletzung 
unionsrechtlicher Vorgaben. 

INTERNATIONALES STEUERRECHT

Korrektur nach § 1 Abs. 1 AStG bei unbesicherten  
Konzernforderungen 

Zwischen Deutschland und Österreich wurde 
am 4. Und 9.4.2019 neue Konsultationsver-
einbarung zur einheitlichen Anwendung und 
Auslegung der Grenzgängerregelung gemäß 
Art. 15 Abs. 6 DBA-Österreich geschlossen 
(BMF-Schreiben vom 18.4.2019, Az. IV B 3 – 
S 1301-AUT/07/10015-02). 

Hinweis: Die OFD Frankfurt a. M. weist mit 
Verfügung vom 6.5.2019 (Az. S 1301 A-
AT.25-St 514, DStR 2019, S. 1694) darauf 
hin, dass mit dieser neuen Konsultationsver-
einbarung die bisherige Vereinbarung (BMF-
Schreiben vom 30.1.1987, BStBl. I 1987, S. 
191) aufgehoben wird und diese ersetzt.   

Im Vergleich zur bisherigen Konsultations-
vereinbarung wird nun u. a. die Grenzgänge-
reigenschaft konkretisiert. So ist eine Person 
dann Grenzgänger, wenn sie arbeitstäglich 
von dem Beschäftigungsort zu ihrem Wohn-
sitz in der Grenzzone im Ansässigkeitsstaat 
zurückkehrt. Als Grenzzone gilt ein Grenz-
streifen entlang der Grenze mit einer Entfer-
nung von 30 km Luftlinie. Die Begründung 
eines bloßen Zweitwohnsitzes in der Grenz-
zone reicht für die Inanspruchnahme der 
Grenzgängerregelung nicht aus. 

Konkretisiert wird zudem die Schädlich-
keitsregelung. Als schädliche Tage zählen 
demnach u. a. auch Tage, an denen im 
Home-Office gearbeitet wird. 

DBA-Österreich: Neue Konsultationsvereinbarung  
zur Grenzgängerregelung
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Ermittlung des Unternehmenswertes nach der NAV-Methode

Mit rechtskräftigem Beschluss vom 12.7.2019 
(Az. 31 Wx 213/17) stellte das OLG Mün-
chen klar, dass der Net Asset Value (NAV) 
insbesondere bei vermögensverwaltenden 
Gesellschaften und Immobiliengesellschaf-
ten eine zur Schätzung des Unternehmens-
wertes grundsätzlich geeignete Bewertungs-
methode sein kann. Bei dem NAV handele es 
sich um einen in der Wirtschaftswissenschaft 

allgemein anerkannten und in der Praxis ge-
bräuchlichen Bewertungsansatz. Dabei leitet 
sich der Unternehmenswert aus der Summe 
der einzelnen Vermögenswerte abzüglich 
der Verbindlichkeiten ab. Die Marktwerte 
der einzelnen Assets hängen dabei von  
deren jeweiligen voraussichtlichen Erträgen 
bzw. Zahlungsströmen ab. 

Hinweis: Vordergründig stelle der NAV ein 
Einzelbewertungsverfahren dar, er greife 
jedoch im Einzelnen regelmäßig auf das  
Ertragswertverfahren bzw. das Discounted 
Cash Flow-Verfahren zurück.
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Art. 30 der Gesellschaftsrechtsrichtlinie (Richt- 
linie (EU) 2017/1132) enthält einen Katalog 
der Urkunden und Angaben, deren Offenle-
gung nach dem Recht eines Mitgliedstaats 
für Zweigniederlassungen von Gesellschaften 
aus anderen Mitgliedstaaten verlangt werden 
kann. Die Regelung unterscheidet zwischen 
Urkunden und Angaben, die nach dem Recht 
des Mitgliedstaats der Zweigniederlassung 
vorgelegt werden müssen (Abs. 1), und sol-
chen Urkunden und Angaben, deren Offen-
legung der Mitgliedstaat der Zweigniederlas-
sung zusätzlich verlangen kann (Abs. 2).

Im Streitfall hatte eine in das englische Han-
delsregister eingetragene Limited bei einem 
deutschen Registergericht die Eintragung  
einer Zweigniederlassung in das inländische 
Handelsregister angemeldet. Das Registerge-
richt hat ihr mitgeteilt, der Anmeldung könne 
u. a. deshalb nicht entsprochen werden, weil 
die Höhe des Stammkapitals der Limited nicht 
angegeben sei. Zudem habe zwar ihr „Direc-
tor“ und alleiniger Gesellschafter in der  

Anmeldung versichert, dass in seiner Person 
kein Umstand vorliege, der seiner Bestellung 
nach § 6 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 und Nr. 3, Satz 3 
GmbHG entgegenstehe, nicht aber, dass er 
insoweit auch über seine unbeschränkte Aus-
kunftspflicht gegenüber dem Gericht durch 
einen Notar, einen Vertreter eines vergleich-
baren rechtsberatenden Berufs oder einen 
Konsularbeamten belehrt worden sei.

Mit Beschluss vom 14.5.2019 (Az. II ZB 25/17, 
DStR 2019, S. 1646) legte der BGH dem  
EuGH die Frage zur Vorabentscheidung vor, 
ob Art. 30 der Richtlinie (EU) 2017/1132  
einer nationalen Regelung entgegensteht, 
wonach für die Eintragung einer Zweignie-
derlassung einer Gesellschaft mit beschränk-
ter Haftung mit Sitz in einem anderen EU-
Mitgliedstaat in das Handelsregister die An- 
gabe der Höhe des Stammkapitals oder eines 
vergleichbaren Kapitalwerts erforderlich ist. 

Weiter möchte der BGH wissen, ob Art. 30 
der Richtlinie (EU) 2017/1132 einer nationa-

len Regelung entgegensteht, nach der der 
Geschäftsführer der Gesellschaft bei Anmel-
dung der Eintragung einer Zweigniederlas-
sung einer GmbH mit Sitz in einem anderen 
EU-Mitgliedstaat in das Handelsregister die 
Versicherung abgeben muss, dass in seiner 
Person kein Bestellungshindernis nach natio-
nalem Recht vorliegt und dass er insoweit 
über seine unbeschränkte Auskunftspflicht 
ordnungsgemäß belehrt wurde. Konkret  
benennt der BGH als Bestellungshindernis  
ein gerichtliches oder behördliches Berufs- 
oder Gewerbeverbot, das mit dem Unterneh-
mensgegenstand der Gesellschaft ganz oder 
teilweise übereinstimmt, oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung wegen bestimmter Strafta-
ten. Sollte der EuGH diese Frage verneinen, 
fragt der BGH, ob Art. 49, 54 AEUV einer  
nationalen Regelung entgegenstehen, nach 
der der Geschäftsführer der Gesellschaft bei 
Anmeldung der Eintragung einer Zweignie-
derlassung einer GmbH mit Sitz in einem  
anderen Mitgliedstaat in das Handelsregister 
eine solche Versicherung abgeben muss.

GESELLSCHAFTSRECHT

Auslegung der Gesellschaftsrechtsrichtlinie  
bei Handelsregistereintragung einer Limited 

Übertragung eines voll eingezahlten KG-Anteils  
auf einen Minderjährigen

Das OLG Oldenburg hatte darüber zu ent-
scheiden, ob die auf die Eintragung im Han-
delsregister aufschiebend bedingte, unentgelt-
liche Übertragung eines voll eingezahlten 
Kommanditanteils der Eltern auf ihr minder-
jähriges Kind der familiengerichtlichen Geneh-
migung bedarf. Das OLG stellte mit Beschluss 
vom 17.7.2019 (Az. 12 W 53/19, NZG 2019, 
S. 1059) zunächst fest, dass die Eltern den 
Minderjährigen bei der Annahme der Übertra-
gung nicht wirksam vertreten konnten. Hieran 
waren sie bereits nach § 1629 Abs. 2 i. V. m.  
§ 1795 Abs. 1 Nr. 1 BGB gehindert, da sie als 
Gesellschafter der KG der Übertragung des 
Gesellschaftsanteils zustimmen mussten. 

Nach Ansicht des OLG Oldenburg ist trotz der 
vollständigen Einzahlung des Kommanditan-
teils und damit dem Ausschluss einer Haftung 
nach § 176 Abs. 2 HGB dennoch nicht von 
einem lediglich rechtlich vorteilhaften Rechts-
geschäft auszugehen, soweit der Zweck  
der Gesellschaft auf eine Erwerbstätigkeit  
gerichtet ist. Somit sei für die Wirksamkeit  
der Vertragserklärung des Minderjährigen die 
Bestellung eines Ergänzungspflegers und die 
Genehmigung durch das Familiengericht 
nach § 1822 Nr. 3 BGB erforderlich. 

Hinweis: Das OLG Oldenburg hat gegen die 
Entscheidung die Rechtsbeschwerde zugelas-
sen, da bislang obergerichtlich nicht einheitlich 
entschieden ist, inwieweit die unentgeltliche 
Übertragung eines voll eingezahlten Komman-
ditanteils für den Übertragungsempfänger 
rechtlich nachteilig sein kann. So kamen bereits 
das OLG Köln (Beschluss vom 26.3.2018,  
Az. 4 Wx 2/18), das OLG Bremen (Beschluss 
vom 16.6.2008, Az. 2 W 38/08) und in Teilen 
das OLG Jena (Beschluss vom 22.3.2013,  
2 WF 26/13) zu einem anderen Ergebnis. Hin-
gegen hielt das OLG Frankfurt a.M. (Beschluss 
vom 27.5.2008, Az. 20 W 123/08) die Übertra-
gung ebenfalls für genehmigungsbedürftig.

novus WIRTSCHAFTSRECHT
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Rund ein Jahr nach dem Inkrafttreten  
der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) 
zeichnet sich der Umfang des sog. Aus-
kunftsrechts immer deutlicher ab. Nicht zu-
letzt durch die bislang bereits ergangenen 
gerichtlichen Entscheidungen lassen sich 
daraus aktualisierte Handlungsempfeh- 
lungen im Umgang mit dem Auskunftsrecht 
ableiten.

Jede natürliche Person hat das Recht, Aus-
kunft darüber zu verlangen, ob ihre perso-
nenbezogenen Daten verarbeitet werden. 
Auskunftspflichtig sind z. B. Unternehmen, 
die als „Verantwortlicher“ Daten verarbeiten. 
In einer bereits bislang ergangenen Reihe ge-
richtlicher Verfahren hat zuletzt das Oberlan-
desgericht Köln entschieden, dass auch über 
den Inhalt von Gesprächs- und Telefonnotizen 
Auskunft zu erteilen ist (Urteil vom 26.07.19, 
Az. 20 U 75/18). Für die Praxis lassen sich  
daraus folgende Schlüsse ziehen: 

Anträge auf Auskunft erkennen

Anträge auf Auskunft können formlos ge-
stellt werden und damit in anderen Schrei-
ben „versteckt“ sein. Beschäftigte des aus-
kunftspflichtigen Unternehmens müssen 
sensibilisiert werden, damit sie solche Anträ-
ge erkennen und an den zuständigen Mitar-
beiter weiterleiten. Denn die Anträge sind 
unverzüglich, spätestens aber nach einem 
Monat zu beantworten. Ansonsten drohen 
Bußgelder.

DATENSCHUTZRECHT

Das Auskunftsrecht nach Art. 15 DSGVO in der Praxis 

Mit rechtskräftigem Beschluss vom 6.8.2019 
(Az. 31 Wx 340/17, BB 2019, S. 2226) ent-
schied das OLG München, dass es im Rah-
men der Kapitalisierung der finanziellen 
Überschüsse nicht zu beanstanden ist, den 
nach der Svensson-Methode hergeleiteten 
Basiszinssatz auf ¼-Prozentpunkte auf- oder 
abzurunden. Nach Auffassung des Gerichts 
dient die Rundung der Glättung kurzzeiti- 
ger Marktschwankungen und trägt zur Pla-
nungs- und Rechtssicherheit bei. Das Gericht 

betont, dass die Rundung auf ¼-Prozent-
punkte (bzw. auf 1/10-Prozentpunkte bei  
einem Prozentsatz von unter 1,00) den aktu-
ellen IDW-Empfehlungen entspricht. 

Es sei dabei nicht erforderlich, die Frage der 
Auswirkung der Niedrigzinsphase auf die  
Gesamtrenditeerwartung im Rahmen einer 
etwaigen „Normalisierung“ des Basiszinssat-
zes zu erörtern; dies habe vielmehr bei der 
Höhe der Marktrisikoprämie zu erfolgen.  

Es sei methodisch nicht zu beanstanden, 
wenn das Gericht eine Orientierung einer-
seits an den Empfehlungen des Fachaus-
schusses für Unternehmensbewertung und 
Betriebswirtschaft (FAUB) des IDW vornimmt 
und andererseits wegen der ungeklärten 
maßgeblichen wirtschaftlichen Zusammen-
hänge innerhalb dieser Bandbreite zurück-
haltend bleibt.

Ausschluss von Minderheitsaktionären im Rahmen eines 
Squeeze-Outs: Angemessenheit einer Barabfindung 

Nach § 1 Abs. 1 i. V. m. §§ 6, 7 MitbestG ist 
in Unternehmen, die in der Rechtsform einer 
GmbH betrieben werden und in der Regel 
mehr als 2.000 Arbeitnehmer beschäftigen, 
ein paritätisch besetzter Aufsichtsrat zu bil-
den. Dabei sind nach § 14 Abs. 2 Satz 6  
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG) 
auch Leiharbeitnehmer bei der Ermittlung 
dieses Schwellenwerts zu berücksichtigen, 
wenn die Einsatzdauer sechs Monate über-
steigt. 

In seinem Urteil vom 25.6.2019 (Az. II ZB 21/18, 
NZA 2019, S. 1232) führt der BGH dazu aus, 
dass die Mindesteinsatzdauer nicht arbeit-
nehmerbezogen, sondern arbeitsplatzbezo-
gen zu bestimmen ist. Abzustellen sei nicht 
auf die Dauer des Einsatzes der einzelnen 
Leiharbeitnehmer, sondern darauf, wie viele 
Arbeitsplätze in dem Unternehmen regel
mäßig über die Dauer von sechs Monaten 
hinaus mit – ggf. auch wechselnden – Leih-
arbeitnehmern besetzt sind. 

Hinweis: Nach den Ausführungen des BGH 
kommt es entscheidend darauf an, ob der  
Einsatz von Leiharbeitnehmern als solcher so 
dauerhaft erfolgt, dass er für die ständige 
Größe des Unternehmens genauso prägend 
ist wie ein Stammarbeitsplatz.

Paritätischer Aufsichtsrat: Leiharbeitnehmer zählen mit
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Antragsteller identifizieren

Trotz Zeitdruck gilt: Keine Auskunft ohne 
Identitätsprüfung. Zu groß ist die Gefahr, 
dass ein Unbefugter durch Vorspielen einer 
falschen Identität Daten einer anderen  
Person erhält. Dies ist dann ein Datenschutz-
vorfall, der zur Meldung bei der Daten-
schutzbehörde verpflichtet und leicht zu  
negativer Presse führen kann. Vorsicht ist 
insbesondere geboten, falls Personen über 
eine andere, nicht beim Unternehmen hin-
terlegte E-Mail-Adresse Anträge stellen. 

Wie aber sind Antragsteller zu identifizieren? 
Dies kann durch Anträge erreicht werden, 
die über ein passwortgeschütztes Nutzer-
konto eingereicht werden. Zur Identitätsprü-
fung eignet sich gut das Post- oder Video-
Ident-Verfahren. Oft wird aber schon ein 
Abgleich der beim Unternehmen hinterleg-
ten Stammdaten ausreichen. 

Nicht verlangt werden darf, dass der Antrag-
steller sich persönlich in den Geschäfts
räumen des Unternehmens ausweist. Eine 
von einigen Datenschutzbehörden empfoh-
lene Möglichkeit zur Identifizierung sind 
Ausweiskopien, die nach Schwärzung aller 
Daten bis auf Name, Anschrift, Geburts
datum und Gültigkeitsdauer per Post ver-
sandt werden. Nach Überprüfung der Iden
tität sind sie zu vernichten. Die Daten- 
schutzbeauftragten in Berlin und in NRW  
betonen dagegen, dass Ausweiskopien nur 
ausnahmsweise angefordert werden dürfen 
(Prinzip der „Datenminimierung“). 

Verweigert der Antragssteller eine Mitwir-
kung bei der Identifizierung, kann der Aus-
kunftsantrag abgelehnt werden.

Auskunft erteilen und dokumentieren

Selbst wenn ein Unternehmen bis zum Ein-
gang des Antrags keine Daten des Antrag-
stellers verarbeitet hat, muss der Antrag in 
einer bestimmten Form beantwortet wer-
den. Verarbeitet das Unternehmen Daten 
dieser Person, müssen ihr u. a. die Zwecke 
der Datenverarbeitung und die abstrakte  
Art der Daten mitgeteilt werden.

Die Auskunftspflicht beschränkt sich nicht 
nur auf Stammdaten. Vielmehr sind alle  
Datenarten anzugeben, die irgendeinen 
Personenbezug haben. Außerdem sind 
noch weitere Informationen anzuge- 
ben, wie man sie aus „Datenschutzerklä-
rungen“ kennt. Zur Vermeidung von „Dop-
pelarbeit“ sollten Musterschreiben erstellt 
werden. 

Auskünfte dürfen nicht in Form einer  
unverschlüsselten E-Mail erteilt werden. Zu 
groß ist das Risiko, dass die E-Mail von Un-
befugten abgefangen wird. Besser ist eine 
Bereitstellung in einem passwortgeschützten 
Kundenportal.

Die Auskunftserteilung ist zu dokumen- 
tieren und für maximal drei Jahre zu spei-
chern.

„Datenkopie“

Zusätzlich verlangt die DSGVO, dass dem 
Antragsteller eine Kopie der Daten, die  
Gegenstand der Verarbeitung sind, über-
mittelt wird. Muss dem Antragsteller nun 
jedes Dokument, in dem sein Name auf-
taucht, in Kopie übersandt werden? 

Wahrscheinlich nicht. Dies ist auch die  
Auffassung des Landgerichts Köln und  
der Datenschutzbeauftragten aus Hessen 
und Bayern. Es besteht keine Pflicht  
zur Übermittlung des bisherigen Schrift
verkehrs mit dieser Person. Ausreichend  
ist hiernach, dass eine Liste mit den  
konkret verarbeiteten Daten übermittelt 
wird (LG Köln, Urteil vom 18.3.2019,   
Az. 26 O 25/18). 

In der Praxis stellen sich schwierige Fol- 
gefragen: Wie kann sichergestellt wer- 
den, dass alle Dokumente mit einem  
Bezug zum Antragsteller aufgefunden  
werden? Wie können Daten anderer Per
sonen oder Geschäftsgeheimnisse „ge-
schwärzt“ werden? Eine pragmatische  
Lösung ist folgendes abgestuftes Vor- 
gehen:

1. �Verlangt der Antragsteller zunächst nur 
Auskunft, kann auf Übermittlung einer 
„Datenkopie“ verzichtet werden. Denn 
das Recht auf „Datenkopie“ ist nach  
Auffassung des Datenschutzbeauftrag- 
ten aus Niedersachsen gesondert gel- 
tend zu machendes Recht neben dem 
Auskunftsrecht. Der Datenschutzbeauf-
tragte aus Hessen sieht dies anders –  
Unternehmen aus Hessen sollten daher 
gleich eine Liste der konkreten Daten 
übermitteln. 

2. �Sobald der Antragsteller eine „Daten
kopie“ verlangt, kann zunächst nur eine 
Liste der konkret zu dieser Person gespei-
cherten Daten versandt werden. 

3. �Wenn sich der Antragsteller damit nicht 
zufrieden gibt, können zur Sicherheit im-
mer noch „Datenkopien“ der Dokumente 
übermittelt werden, in denen sich die  
Daten befinden. Allerdings sollte mit  
dem Antragsteller abgesprochen werden, 
auf welchen Bereich sich sein Auskunfts-
ersuchen bezieht. So kann der Umfang 
eines Versands von „Datenkopien“ in 
Grenzen gehalten werden. 

Hinweis: Das Auskunftsrecht hat nicht  
zuletzt wegen seiner Missbrauchsanfäl- 
ligkeit erhebliche Praxisrelevanz. Unter-
nehmen sollten sich daher schon vor  
Eingang des ersten Auskunftsantrags  
Gedanken machen, wie sie mit solchen 
Anfragen umgehen. Dabei sollten die 
Handlungsempfehlungen der für das  
Unternehmen zuständigen Datenschutz-
behörden berücksichtigt werden. Ergeb-
nis dieser Überlegungen ist ein „interner 
Prozess“, der zu Dokumentationszwecken 
schriftlich festgelegt werden sollte.
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Nach wie vor besteht die Gefahr eines harten 
Brexits. Das ist ein Risiko für den Datentrans-
fer, da Großbritannien nach einem ungere-
gelten Austritt aus datenschutzrechtlicher 
Perspektive ab 1.11.2019 zu einem unsiche-
ren Drittland würde. Der Austausch von In-
formationen würde dadurch viel komplexer 
und teurer. Abhilfe kann nur ein sogenann-
ter Angemessenheitsbeschluss der EU-Kom-
mission schaffen. Dazu müsste die EU-Kom-
mission das Datenschutzniveau im Verei- 
nigten Königreich als ausreichend anerken-
nen und Großbritannien als sicheres Dritt-
land einstufen. Im Falle eines ungeregelten 
Brexits dürfte dies aber nicht rechtzeitig 
möglich sein. Unternehmen müssen sich also 
dringend wappnen. 

Das gilt für Unternehmen jeder Größe, quer 
durch alle Branchen. Laut einer Umfrage des 
IT-Branchenverbands Bitkom lässt jedes sieb-
te Unternehmen personenbezogene Daten 
in Großbritannien verarbeiten. Betroffen ist 
nicht nur der Transfer in das Rechenzentrum 
eines Cloudanbieters im Vereinigten König-
reich, sondern auch der innerhalb eines Kon-
zerns, etwa mit britischen Niederlassungen 
und Tochtergesellschaften.  Im ersten Schritt 

müssen Unternehmen prüfen, für welche 
personenbezogenen Daten ein harter Brexit 
relevant ist. In diesen Fällen lässt sich häufig 
mit Hilfe der EU-Standardvertragsklauseln  
eine rechtskonforme Übermittlung sicher-
stellen. 

Wer personenbezogene Informationen ohne 
eine gesicherte Rechtsgrundlage übermittelt, 
riskiert hohe Bußgelder gemäß EU-Daten-
schutzgrundverordnung.

Was ist also zu tun? Vier Schritte zu einem 
Notfallplan:

1. �Welche Prozesse und Informationen sind 
betroffen? Vorkehrungen sind nicht nur 
für die Übermittlung personenbezogener 
Daten nach England notwendig. Schon 
der Zugriff auf eine Kundendatenbank 
durch ein Unternehmen mit Sitz in UK 
kann zu Problemen führen.

2. �Sind die Hinweise über die Datenverar
beitung im Unternehmen entsprechend 
angepasst? Wie werden die Betroffenen 
informiert?

3. �Auf welcher Rechtsgrundlage ist der 
Transfer der Informationen weiterhin zu-
lässig? Wurden die EU-Standardvertrags-
klauseln vereinbart? Für Alternativen einer 
rechtssicheren Datenübermittlung in ein 
Drittland, wie Binding-Corporate Rules, 
genehmigte Verhaltensregeln oder Zerti
fizierungen, ist ausreichend Zeit für die 
Vorbereitung einzuplanen. 

4. �Ist der Wechsel in die Cloud eines inter
nationalen Techkonzerns sinnvoll, der 
die Daten anders als ein mittelständi-
scher Dienstleister rasch von einem briti-
schen Rechenzentrum in eines auf dem 
Festland verlagern kann?

Brexit: Unternehmen brauchen Notfallplan für Datentransfer   

Am 31.7.2019 hat das Bundeskabinett  
den Entwurf eines Gesetzes zur Regelung 
der Wertgrenze für die Nichtzulassungs
beschwerde in Zivilsachen, zum Ausbau der 
Spezialisierung bei den Gerichten sowie zur 
Änderung weiterer zivilprozessrechtlicher 
Vorschriften beschlossen. 

Zur Entlastung des BGH soll die bislang  
in einer Übergangsvorschrift enthaltene  
Mindestgrenze für die Nichtzulassungs
beschwerde in Zivilsachen dauerhaft gesetz-
lich mit einem Beschwerdewert von mehr als 
20.000 Euro festgeschrieben werden. Weiter 
soll die Spezialisierung der Zivilgerichte aus-
gebaut werden. Dazu soll vorgeschrieben 
werden, dass bei den Land- und Oberlandes-
gerichten verpflichtend Spezialspruchkörper 

für Pressesachen, das Erbrecht sowie insol-
venzrechtliche Streitigkeiten und Beschwer-
den eingerichtet werden. Weiter sollen Sach-
verständige auch außerhalb einer förmlichen 
Beweisaufnahme zur Unterstützung der  
Gerichte beratend hinzugezogen werden. 
Last but not least sollen die Möglichkeiten 
zum Abschluss eines wirksamen Vergleichs 
vor Gericht erleichtert werden.

LITIGATION

Gesetzgebung: Effizientere Zivilprozesse
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Seit dem 15.8.2019 kursiert der Referenten-
entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung der 
Unternehmenskriminalität. Ziel des Referen-
tenentwurfs ist, die Ahndung von Verbands-
straftaten auf eine neue Grundlage zu stel-
len. Nach bisher geltendem Recht können 
Straftaten, die aus Verbänden (d. h. juristi-
sche Personen und Personenvereinigungen) 
heraus begangen werden, gegenüber dem 
Verband lediglich mit einer Geldbuße nach 
dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
(OWiG) geahndet werden. Damit ist nach 
Auffassung des Bundesministeriums der Jus-
tiz und für Verbraucherschutz keine ange-
messene Reaktion auf Unternehmenskrimi-
nalität möglich. 

Mit dem Referentenentwurf soll die Sanktio-
nierung von Verbänden auf eine eigenstän-
dige gesetzliche Grundlage gestellt werden. 
Durch ein verbessertes Instrumentarium soll 
zudem eine angemessene Ahndung von Ver-
bandsstraftaten ermöglicht werden. Gleich-
zeitig sollen Compliance-Maßnahmen geför-
dert und Anreize geboten werden, dass 
Unternehmen mit internen Untersuchungen 
dazu beitragen, Straftaten aufzuklären. Das 
bisher im Ordnungswidrigkeitenrecht nur  
rudimentär geregelte Verbandsverfahren soll 
neu geordnet werden. Verbandsspezifische 
Einstellungsvorschriften sollen die in der  
Praxis erforderliche Verfolgungsflexibilität 
gewährleisten und insbesondere die Berück-

sichtigung von Compliance-Maßnahmen 
erlauben. Auch die Mitwirkung des Verban-
des am Verfahren durch Durchführung  
unternehmensinterner Untersuchungen soll 
geregelt und mit Sanktionsmilderungen ver-
bunden werden. 

Hinweis: Es bleibt abzuwarten, wann und  
in welcher Fassung der Entwurf in das Ge-
setzgebungsverfahren eingebracht wird.

Gemäß rechtskräftigem Urteil des Lan- 
desarbeitsgerichts Köln vom 25.2.2019  
(Az. 2 Sa 516/18) setzt eine wirksame Befris-
tung des Arbeitsverhältnisses wegen vor
übergehenden Mehrbedarfs die Darlegung 
voraus, dass die Anzahl der zusätzlichen  
erforderlichen Arbeitsstunden mit dem 
Mehrbedarf korreliert. Hierzu sei zunächst 
der Regelbedarf darzustellen und durch  
welche Umstände in welcher konkreten  
Höhe Mehrbedarf bedingt ist.

Hinweis: Sachgrundbefristungen gemäß  
§ 14 Abs. 1 TzBfG – jedenfalls solche außer-
halb der klassischen Vertretungsbefristung –
sind tückisch. Wird die Befristung auf einen 
vorübergehend erhöhten Arbeitsanfall ge-
stützt, hängt die Wirksamkeit der Befristung 
nach der Rechtsprechung des Bundesarbeits-
gerichts (BAG) von der prognostizierten 
künftigen Entwicklung ab, deren Beurteilung 
dem Arbeitgeber obliegt. Hierbei muss die 
Prognose des Arbeitgebers ergeben, dass für 
die Beschäftigung des Arbeitnehmers über 
das vereinbarte Vertragsende hinaus mit  
hinreichender Sicherheit kein dauerhafter 
betrieblicher Bedarf mehr bestehen wird.  
Ein die Befristung rechtfertigender vorüber-

gehender Bedarf an der Arbeitsleistung soll 
nach Auffassung des BAG bspw. nicht vor
liegen, wenn dem Arbeitnehmer Dauerauf-
gaben übertragen werden sollen, die von 
dem beschäftigten Stammpersonal wegen 
einer von vornherein unzureichenden Per
sonalausstattung nicht erledigt werden  
können. 

WIRTSCHAFTSSTRAFRECHT

Referentenentwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung  
der Unternehmenskriminalität

ARBEITSRECHT

Befristung des Arbeitsverhältnisses wegen  
vorübergehenden Mehrbedarfs
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Wird ein Arbeitnehmer 22 Jahre nach der 
Beendigung seines Arbeitsverhältnisses  
erneut bei demselben Arbeitgeber einge-
stellt, kommt das Verbot der sachgrundlo-
sen Befristung nach einer Vorbeschäftigung 
in verfassungskonformer Auslegung der  
Vorschrift nicht zur Anwendung. Dies ent-
schied das BAG mit Urteil vom 21.8.2019 
(Az. 7 AZR 452/17).

Nach § 14 Abs. 2 Satz 2 TzBfG ist die kalen-
dermäßige Befristung eines Arbeitsvertrags 
ohne Vorliegen eines sachlichen Grundes 
zwar nicht zulässig, wenn mit demselben  
Arbeitgeber bereits zuvor ein Arbeitsverhält-
nis bestanden hat. Nach der Entscheidung 

des BVerfG vom 6.6.2018 (Az. 1 BvL 7/14,  
1 BvR 1375/14, NJW 2018, S. 2542) können 
und müssen die Fachgerichte jedoch durch 
verfassungskonforme Auslegung den An-
wendungsbereich von § 14 Abs. 2 Satz 2 
TzBfG einschränken. Eine derartige Ein-
schränkung hat zu erfolgen, soweit das  
Verbot der sachgrundlosen Befristung unzu-
mutbar ist, weil eine Gefahr der Ketten
befristung in Ausnutzung der strukturellen 
Unterlegenheit der Beschäftigten nicht be-
steht und das Verbot der sachgrundlosen 
Befristung nicht erforderlich ist, um das  
unbefristete Arbeitsverhältnis als Regelbe-
schäftigungsform zu erhalten. 

Das BAG kommt zu dem Ergebnis, dass  
das Verbot der sachgrundlosen Befristung  
u. a. dann unzumutbar sein kann, wenn  
eine Vorbeschäftigung – wie im Streitfall –
sehr lang zurückliegt und besondere Um-
stände, die dennoch die Anwendung des  
in § 14 Abs. 2 Satz 2 TzBfG bestimmten  
Verbots gebieten könnten, nicht vorliegen.

Zulässigkeit einer sachgrundlosen Befristung bei 22 Jahre  
zurückliegender Vorbeschäftigung
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Der Arbeitgeber kann den Erholungsurlaub, 
der dem Arbeitnehmer für das Urlaubsjahr 
zusteht, für jeden vollen Kalendermonat  
der Elternzeit um ein Zwölftel kürzen, es sei 
denn, der Arbeitgeber arbeitet während  
der Elternzeit in Teilzeit (§ 17 Abs. 1 BEEG). 
Wie das BAG mit Urteil vom 19.3.2019  
(Az. 9 AZR 495/17) ausführt, kann der  
Arbeitgeber dieses Kürzungsrecht nur im  
bestehenden Arbeitsverhältnis durch Ab- 
gabe einer empfangsbedürftigen rechts
geschäftlichen Erklärung ausüben. Hierbei 

verstößt die Kürzungsmöglichkeit des  
Arbeitgebers auch nicht gegen Unionsrecht. 
Die Kürzung des Urlaubsanspruchs erfolge 
aber weder automatisch noch durch Realakt. 
Vielmehr bedürfe es der Abgabe einer  
empfangsbedürftigen rechtsgeschäftlichen 
Erklärung des Arbeitgebers.  

Hinweis: Laut BAG darf der Arbeitgeber 
den Urlaub vor, während und nach dem  
Ende der Elternzeit kürzen, nicht jedoch vor 
der Erklärung des Arbeitnehmers, Elternzeit 

in Anspruch zu nehmen und nicht nach  
Beendigung des Arbeitsverhältnisses. Ein 
einmal entstandener Abgeltungsanspruch 
unterliegt nicht mehr der Kürzung nach  
§ 17 Abs. 1 Satz 1 BEEG. Am sinnvollsten 
lassen sich die Vorgaben des BAG für Arbeit-
geber dadurch erfüllen, dass die Kürzungs
erklärung stets mit der Bestätigung der  
Inanspruchnahme von Elternzeit dem Arbeit-
nehmer übermittelt wird.

Kürzung des Urlaubsanspruchs während der Elternzeit
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Ein Arbeitsuchender, der in einem Unterneh-
men einen „Probearbeitstag“ verrichtet und 
sich dabei verletzt, ist gesetzlich unfallver
sichert. Dies entschied das Bundessozialge-
richt (BSG) am 20.8.2019 (Az. B 2 U 1/18 R).
Die Richter kamen zu dem Ergebnis, dass  
der Kläger zwar nicht als Beschäftigter unter 
Versicherungsschutz gestanden habe. Ein 
Beschäftigungsverhältnis lag nicht vor, weil 
er noch nicht auf Dauer in den Betrieb einge-

gliedert war. Da der Kläger aber eine dem 
Unternehmer dienende, dessen Willen ent-
sprechende Tätigkeit von wirtschaftlichem 
Wert erbracht habe, die einem abhängigen 
Beschäftigungsverhältnis ähnlich sei, sei er 
als „Wie-Beschäftigter“ gesetzlich unfallver-
sichert. 

Hinweis: Die Richter betonten, dass die  
Tätigkeit insbesondere nicht nur im Eigen
interesse des Klägers lag, eine dauerhafte 
Beschäftigung zu erlangen. Der Probear-
beitstag solle nämlich gerade auch dem  
Unternehmer die Auswahl eines geeigneten 
Bewerbers ermöglichen und hatte damit  
für ihn einen objektiv wirtschaftlichen Wert.

Gesetzlicher Unfallversicherungsschutz auch bei „Probetag“

Nach Auffassung des BGH (Urteil vom 
28.3.2019, Az. IX ZR 7/18, NZI 2019,  
S. 594) kann ein ernsthafter, wenngleich 
fehlgeschlagener Sanierungsversuch sowohl 
den Gläubigerbenachteiligungsvorsatz als 

auch die Kenntnis des Anfechtungsgeg- 
ners vom Vorsatz entfallen lassen. Allerdings 
müsse es sich bei dem Sanierungsplan um 
ein schlüssiges, von den tatsächlichen Gege-
benheiten ausgehendes Konzept handeln. 

Dieses müsse mindestens ansatzweise  
umgesetzt worden sein und Aussicht auf  
Erfolg haben.

RESTRUKTURIERUNG

Vorsatzanfechtung: Würdigung des Sanierungskonzepts 

Gemäß Nichtannahmebeschluss des BVerfG 
vom 23.7.2019 (Az. 1 BvR 684/14) stellt eine 
Betriebsrente nur für Arbeitnehmer, die ihre 
Tätigkeit in einem Unternehmen vor ihrem 
50. Geburtstag aufgenommen haben, keine 

Diskriminierung von Frauen mit Kindern dar. 
Nach Auffassung der Richter treffe ein sol-
cher Ausschluss unabhängig vom Geschlecht 
alle, die erst nach Vollendung des 50. Le-
bensjahres ihre Erwerbstätigkeit aufnahmen. 

Hinweis: Das BVerfG weist dabei auf statisti-
sche Daten hin, wonach Mütter vielfach  
wieder – wenn auch überwiegend nur in Teil-
zeit – erwerbstätig werden, sobald ihre Kin-
der eine Betreuungseinrichtung besuchen, 
und mehrheitlich wieder erwerbstätig wer-
den, wenn ihre Kinder eingeschult werden.

Altershöchstgrenze für die Aufnahme in ein betriebliches  
Altersversorgungssystem

novus WIRTSCHAFTSRECHT
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Dr. Torsten G. Lörcher, Rechtsanwalt, Fach-
anwalt für IT-Recht und Partner bei Ebner 
Stolz in Stuttgart, wurde erneut von der 
„WirtschaftsWoche“ in die Liste der renom-
miertesten Anwälte für IT-Recht aufgenom-
men. Damit zählt Ebner Stolz zu den „TOP 
Kanzleien 2019“ in diesem Bereich.

Zur Ermittlung der Top-Kanzleien und Top-
Anwälte für IT-Recht und Datenschutz-Recht 
hat das Handelsblatt Research Institut mehr 
als 830 Juristen in 107 Kanzleien gebeten, 
ihre renommiertesten Kollegen zu benen-
nen. Die Vorschläge wurden von einer Exper-
tenjury bewertet, das Ergebnis ist eine Liste 
mit 36 Kanzleien und 50 besonders empfoh-
lenen Anwälten für IT-Recht.

Die Digitalisierung von Geschäftsprozes- 
sen und die Entwicklung neuer, digitaler  
Geschäftsmodelle bestimmen zunehmend 
die Wettbewerbsfähigkeit von Unterneh-
men. Frühzeitiges Hinzuziehen von praxis
erfahrenen IT-Anwälten ist entscheidend, um 
passende Lösungen durchzusetzen und  
dadurch Risiken und hohe Kosten im Kon-
fliktfall zu vermeiden. Durch die Auszeich-
nung Torsten Lörchers als „Top-Anwalt“ 
zählt Ebner Stolz zu den „Top-Kanzleien“  
im Bereich IT-Recht. Damit honoriert die 
„WirtschaftsWoche“ nach den Bereichen 
Restrukturierung und M&A auch die recht-
liche IT-Praxis bei Ebner Stolz. Dies zeigt, 
dass Ebner Stolz die rechtlichen Herausfor-
derungen der Digitalisierung für Ihre Man-
danten pragmatisch und sicher begleitet.

Hinweis: Weitere Informationen zum Ran-
king der Top-Anwälte und Top-Kanzleien  
finden Sie im WiWo-Online-Artikel „Die bes-
ten Anwälte für Datenschutz und IT“.

„WirtschaftsWoche“ empfiehlt Dr. Torsten G. Lörcher  
als „Top-Anwalt“ für IT-Recht
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Das im nwb Verlag 2019 in bereits 7. Aufla-
ge erschienene Praxishandbuch der Unter-
nehmensbewertung ist ein Grundlagenwerk, 
das praxisbezogene und lösungsorientierte 
Grundlagen und Methoden der Unterneh-
mensbewertung beinhaltet. 

Der gesamte Bewertungsprozess sowie die 
wesentlichen Verfahren werden in dem 
Handbuch dargestellt. Aktuelle Themen der 
Bewertungspraxis und die Unternehmens
bewertung im internationalen Kontext, im 
Familien- und Erbrecht, die Risikoanalyse  
sowie die Analyse von Bewertungen bei  
gesellschaftsrechtlichen Anlässen werden 
vermittelt.

Die Autoren verfügen über langjährige  
Erfahrung in diesem Gebiet. An diesem  
Werk haben Dr. Matthias Popp, Wirtschafts-
prüfer, Steuerberater und Partner bei Ebner 
Stolz in Stuttgart, und Alexander Sobanski, 
ebenfalls Wirtschaftsprüfer, Steuerberater 
und Partner bei Ebner Stolz in Stuttgart, als 
Autoren mitgewirkt.

Hinweis: Das Werk kann auf der Webseite 
des nwb Verlags online bestellt werden.

Autoren von Ebner Stolz wirken an Praxishandbuch  
der Unternehmensbewertung mit

Das Rechtshandbuch „Unternehmensbewer-
tung“ umfasst alle relevanten Themenkreise 
zur Unternehmensbewertung. Einschlägige 
Themen an der Schnittstelle zwischen Gesell-
schaftsrecht und Betriebswirtschaftslehre 
werden ganzheitlich dargestellt und rechts-
gebundene, juristisch veranlasste Fragen der 
Unternehmensbewertung beantwortet. 

Wie in der ersten Auflage werden in der  
aktuell erschienenen zweiten Auflage  
Bewertungsmethoden, Querschnittsfragen, 
Sonderbereiche sowie verfahrensrechtliche 
Fragen und internationale Bezüge der Unter-
nehmensbewertung thematisiert. Ebenfalls 
bietet diese Ausgabe den direkten Zugriff 
auf rechtsformübergreifende Fragestellun-
gen und die sich stetig ausdifferenzierende 
Rechtsprechung. Die Unternehmensbewer-
tung wird nach den verschiedenen Bereichen 
Gesellschaftsrecht, Schadenersatz-. Famili-
en- und Erbrecht sowie Bilanz- und Steuer-
recht dargestellt. Darüber hinaus wurden 

ergänzend zur 1. Auflage zahlreiche weitere 
Themen aufgenommen. 

Für die praxisorientierte Darstellung der  
Inhalte stehen Autoren, die sich durch ihre 
langjährige Erfahrung auf diesem Gebiet 
auszeichnen. Unter anderem haben an die-
sem Werk Dr. Matthias Popp, Wirtschafts-
prüfer, Steuerberater und Partner bei Ebner 
Stolz in Stuttgart, und Dr. Frederik Ruthardt, 
Wirtschaftsprüfer und Senior Manager bei 
Ebner Stolz in Stuttgart, mitgewirkt. Vor dem 
Hintergrund der ausführlichen Diskussion von 
Bewertungsmethoden im Rahmen der Über-
prüfung der angemessenen Kompensation 
außenstehender Aktionäre als Folge gesell-
schaftsrechtlicher Strukturmaßnahmen fokus-
sieren sie die Darstellung der „Bewertungs-
methoden im Spiegel der Rechtsprechung“.

Hinweis: Das Werk kann auf der Webseite 
des Otto Schmidt Verlags online bestellt  
werden.

Rechtshandbuch Unternehmensbewertung unter Mitwirkung 
von Ebner Stolz erschienen
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OKTOBER

LucaNet Anwendungsschulungen 2019
10./11./14.10.2019 // Stuttgart

Köttbullar and Deals – M & A in Nordics
10.10.2019 // München

Renditefaktor Umsatzsteuer:  
Umsatzsteuer-Impuls
10.10.2019 // Köln
14.10.2019 // Stuttgart
22.10.2019 // Stuttgart 
24.10.2019 // Hamburg
24.10.2019 // München
29.10.2019 // Hamburg
29.10.2019 // Siegen
30.10.2019 // Düsseldorf

Steuerliche und rechtliche  
Entwicklungen für gemeinnützige  
Stiftungen
15.10.2019 // München

Bessere Steuerung durch  
integrierte Forecasts
16.10.2019 // Webinar

Datenerfassung im Konzernabschluss 
mit LucaNet.Group Report
17.10.2019 // Webinar

Fokus Recht: DSGVO – Aktuelle  
Entwicklungen
23.10.2019 // Webinar

Umsatzsteuer Impuls für  
Gesundheitseinrichtungen
24.10.2019 // Stuttgart

IT-Compliance und IT-Sicherheit  
In-Flight
30.10.2019 / Köln

NOVEMBER

Renditefaktor Umsatzsteuer:  
Umsatzsteuer-Impuls
5.11.2019 // Leipzig

Erfolg nach Plan – Berücksichtigung  
aktueller Herausforderungen und  
Gesetzesinitiativen in der Planung
5.11.2019 // Stuttgart

Digitalisierung im Mittelstand /  
Wann lohnt sich eine Zusammenarbeit 
mit Start-ups und wie messe ich den  
Erfolg?
5.11.2019 // Hamburg

The Food Chain Investor /  
Erfolgreiche Konzepte –  
Heute und Morgen
6.11.2019 // Hamburg

Konsolidierung mit LucaNet
7.11.2019 // Webinar

IFRS  – Kapitalmarktorientierte Unter-
nehmen –  Aktuelle Entwicklungen  
und Hinweise zum Jahresende
5.11.2019 // Stuttgart
6.11.2019 // Köln
7.11.2019 // Hamburg

Zukunftsdialoge Immobilienwirtschaft
12.11.2019 // Hamburg
20.11.2019 // Hamburg

IT-Compliance und IT-Sicherheit In-Flight
13.11.2019 // München
14.11.2019 // Stuttgart
19.11.2019 // Düsseldorf

LucaNet Anwendungsschulungen 2019
14./15.11.2019 // Hamburg

Mehr Effizienz für Ihren Jahresabschluss
20.11.2019 // Webinar

Integrierte Planung mit LucaNet
21.11.2019 // Webinar

Fit für den Jahreswechsel 2019/2020
25.11.2019 // Bonn
26.11.2019 // Bremen
26.11.2019 // Koblenz
28.11.2019 // Köln
28.11.2019 // Leipzig
28.11.2019 // Stuttgart

Fokus Recht:  
Open Source Software  
rechtssicher einsetzen
27.11.2019 // Webinar

DEZEMBER

Fit für den Jahreswechsel 2019/2020
2.12.2019 // Düsseldorf
2.12.2019 // Hamburg
3.12.2019 // Berlin
3.12.2019 // Hannover
3.12.2019 // Ravensburg
3.12.2019 // Siegen
4.12.2019 // Leipzig
5.12.2019 // Frankfurt
5.12.2019 // Leipzig
5.12.2019 // Lennestadt
6.12.2019 // München
12.12.2019 // Karlsruhe

Zoll – Stammdatenpflege im  
Außenhandelsbereich
4.12.2019 // Webinar

Datenerfassung im Konzernabschluss  
mit LucaNet.Group Report
5.12.2019 // Webinar

Konsolidierung mit LucaNet
12.12.2019 // Webinar

TERMINE
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